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Der Heimatdienſt 


Das Finanzprogramm der Reichsregierung. 


Von Keichsfinanzminiſter Dr. Dietrich. 


Man hat der gegenwärtigen Regierung vorgeworfen, daß fie 
zu lange zögere mit der Herausgabe ihrer Pläne. Dabei trennen 
uns nur einige Wochen von dem Zeitpunkt der Wahl. Man 
darf wohl fagen, daß in dieſen Wochen ein reſpektables Stück 
Arbeit geleiſtet worden iſt. Gewiß hatten wir auch die Zeit zur 
Verfügung zwiſchen der Auflöſung des Reichstags und den Neu⸗ 
wahlen, die wir aber gleichfalls nicht unbenutzt gelaſſen haben. 
Wenn nicht jhon in jenen Monaten die Dinge vorbereitet worden 
wären, hätten wir die Aufſtellung des Planes in fo kurzer Zeit nicht 
bewältigen können. Diejenigen, welche die Verlautbarungen der 
Regierung genau ſtudieren, werden finden, daß darin nicht nur eine 
völlige Neuordnung der Derhältniffe von Reich, Ländern und Ge- 
meinden enthalten iſt, ſondern auch bewußt eine Neuorientierung 
unſerer Wirtſchaft geſucht wird. Ich bin überzeugt, daß die objek⸗ 
tiven und ſachkundigen Kefer ihre Meinung, als ob man den Wirt- 
ſchaftsplan, wie er jetzt vorliegt, hätte aus dem Handgelenk ſchütteln 
können, ſchleunigſt revidieren werden. Es iſt zuzugeben, daß es 
beſſer geweſen wäre, wenn wir ihn am Tage nach der Wahl auf 
den Tiſch des Hauſes hätten legen können. Wenn man aber- be- 
denkt, welche Kämpfe auch innerhalb der Reſſorts der Reichsregie⸗ 
rung ausgefochten werden mußten, bis alle Einzelheiten durch⸗ 
gegangen und eine Verſtändigung darüber erzielt war, ſo wird man 
mit ſeinem kritiſchen Urteil vorſichtig ſein müſſen, dies um ſo mehr, 
als der Teil des Planes, welcher alsbald ausgeführt werden kann, 
bei weitem das Hauptſtück ſeines Inhalts darſtellt. Dahin gehören: 
die Abwicklung des Haushalts 1950, die Neuaufſtellung des Haus- 
halts 1951, der um eine Milliarde geſenkt iſt; dahin gehört die 
Regelung der Bezüge der Beamten, auch in den Ländern und Ge⸗ 
meinden, ferner die umfaſſende Vereinfachung des geſamten Steuer- 
ſyſtems, die Senkung der Kealſteuern und endlich die Feſtlegung 
der Höchſtgrenze der Ausgaben der öffentlichen Hand. Die Neu- 
regelung der Wohnungswirtſchaft, die auf einen Abbau der Zwangs ⸗ 
wirtſchaft hinausläuft und bei der gleichzeitig im Laufe der Jahre 
an die Stelle der öffentlichen Bauwirtſchaft die private geſetzt wer- 
den wird, beginnt gleichfalls ſofort, wenn auch die Umgeſtaltung 
ſich über fünf Jahre erſtreckt. Lediglich der Finanzausgleich iſt einer 
ſpäteren Zeit, nämlich dem 1. April 1952, vorbehalten. Der Grund 
hierfür liegt darin, daß zuvor das Steuervereinheitlichungsgeſetz, 
welches bekanntlich ſchon jahrelang dem Reichstag vorliegt, erledigt 
werden muß. : 


Wir betrachten nun zunächſt den Finanzplan: 


Das Entſcheidende an dieſem Plan iſt nicht nur, daß er die vor⸗ 
handenen Schwierigkeiten mit großen und umfaſſenden Eingriffen 
beheben will, ſondern noch mehr, daß er aufgeſtellt ift auf der An⸗ 
nahme des nach menſchlichem Ermeſſen ſchlimmſten Falles. Er geht 
ſowohl für das Jahr 1950 als auch für das Jahr 1951 davon aus, 
daß die gegenwärtige Arbeitsloſigkeit nicht nur beſtehen bleiben 
wird, ſondern daß wir in dieſem Jahre mit einer Durchſchnitts⸗ 
ziffer von 1,86 Millionen Hauptunterſtützungsempfängern rechnen 
mäffen, das heißt, daß die Arbeitsloſigkeit am Höhepunkt im fe- 
bruar 1,6 Millionen Hauptunterſtützungsempfänger aufweiſen wird, 
und daß die Kriſenunterſtützung etwa 800 000 Köpfe umfaſſen wird. 
Für das Aussie Jahr ift zwar ein Umbau der Arbeitsloſenverſiche⸗ 
rung in Ausſicht genommen, der Finanzplan iſt aber ſo aufgeſtellt, 
daß im äußerſten Falle auch im nächſten Jahr dieſelben Aufwen⸗ 
dungen wie im laufenden gemacht werden können. Man wird nicht 
ſagen können, daß dieſe Annahme optimiſtiſch wäre, beſonders 
wenn man bedenkt, daß im nächſten Frühjahr 600 000 junge Men- 
ſchen weniger die Volksſchule zum Eintritt in das Erwerbsleben 
verlaſſen werden, wodurch ja ſchließlich auch eine Entlaſtung des 
Arbeitsmarktes eintreten muß. Man kann es auch anders ſo ſagen, 
daß der Plan aufgeſtellt iſt in der Annahme, daß die gegenwärtige 
Wirtfchaftsdeprefjion über das ganze Etats jahr 1951 anhalten wird. 
Auf dieſe Annahme ſind auch die Steuerſchätzungen aufgebaut, die 
gegenüber den Einnahmen, wie ſie der urſprüngliche Voranſchlags⸗ 
entwurf 1950 ſamt allen Ergänzungen vorfah, einen Ausfall von 
rund 900 Millionen errechnen. Wenn es trotzdem gelungen iſt, 
einen Haushaltsentwurf für 1951/52 aufzuſtellen, der balanciert, 
und der außerdem 420 Millionen zur Deckung ſchwebender Schulden 
aufzeigt, ſo war das nur möglich, weil an vier Punkten geſpart 
bzw. eine Veränderung vorgenommen wurde. 300 Millionen wur⸗ 
den im Reichshaushalt abgeſtrichen. 125 Millionen werden erſpart 
durch die Senkung der Gehälter beim Reich und bei der Poſt. Um 
100 Millionen werden die Überweiſungen an Ländern und Ge- 
meinden gekürzt. Um 265 Millionen werden die Fuſchüſſe zur 
Arbeitsloſenverſicherung herabgeſetzt. Der Ausgleich hierfür und 
das weitere Defizit der Arbeitsloſenverſicherung en der Erhöhung 
der Beiträge um 2 v. J. zu ſuchen. Rund 800 Millionen find auf 
diefe Weiſe aus dem Etat verſchwunden. Es fehlen dann immer noch 
nach Berückſichtigung zahlreicher ſonſtiger Veränderungen im Etat 
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rechnungsmäßig 167 Millionen, die wir durch eine ſtärkere 
Belaſtung des Tabaks aufbringen wollen. Naturgemäß kann heute 
niemand die genaue Lage im nächſten Jahr jo vorherſagen, daß der 
Etat bis auf 50 oder 100 Millionen ſtimmt. Über eine ſolche pros 
phetengabe verfügt angeſichts der ſchwierigen Derhältniffe in der 
ganzen Welt niemand. Aber man kann fagen, daß die Doraus- 
ſetzung, auf der wir aufgebaut ſind, nämlich, daß die gegenwärtige 
Krife bis Ende des Etatsjahres 1951 unvermindert anhält, fo iſt, 
daß eine Regierung, welche nicht an der Zukunft ihres Volkes ver⸗ 
zweifelt, ſie als den äußerſten Notfall anſehen darf. Jede auch noch 
ſo geringe Belebung der Wirtſchaft gegenüber dem heutigen Stande 
wird re ſchon eine Entſpannung des naturgemäß aufer- 
ordentlich beengten Etats des kommenden Jahres bringen. 

Die grundlegende Idee, auf welcher der Plan der Regierung 
aufgebaut iſt, geht nun dahin, daß eine wirkliche Bekämpfung und 
Minderung der Arbeitsloſigkeit nur durch Belebung der Wirkſchaft 
möglich ift. Dieſe Belebung wiederum erfordert ebenſoſehr geord⸗ 
nete Finanzen als Sicherheit dagegen, daß bei einem Anſteigen 
der Konjunktur die Entwicklung nach oben alsbald wieder durch 
Ausgaben der öffentlichen Hand erdroſſelt wird. Aus diefem Ge- 
danken heraus ift das zweite Kernſtück der Regierungsvorſchläge ein 
Geſetz, welches ſicherſtellt, daß die unter dem Druck der Not auf ein 
Mindeſtmaß herabgefetten Ausgaben in Reich, Ländern und Ges 
meinden für die Dauer dreier Jahre keine Erhöhung erfahren 
dürfen, und daß alle durch höhere Einnahmen erzielten Überſchüſſe 
in dieſem Jahre zur ſteuerlichen Entlaſtung zu verwenden find. Mit 
anderen Worten: der kommende Etat legt für drei Jahre die Höhe 
der Ausgaben nach oben feſt, iſt alſo inſofern der Normaletat für 
dieſe Zeit, und ſorgt dafür, daß jede Beſſerung zur Entlaſtung und 
damit zur weiteren Belebung und letzten Endes zur Bekämpfung 
und Beſeitigung der Arbeitsloſigkeit Derwendung findet. Soweit 
das Reich in Frage kommt, ſoll in dieſen drei Jahren außerdem 
mit den ſchwebenden Schulden aufgeräumt werden, indem jährlich 
420 Millionen davon abgedeckt werden. Am Ende der Periode 
wären danach die ſchwebenden Schulden verſchwunden, und das 
Reich würde in ſeinem Recht zur Ausgabe von Schatzwechſeln in 
Höhe von 400 Millionen und in ſeinem Kredit bei der Reichsbank 


einen beweglichen Faktor wiedergefunden haben, zu dem dann in 


beſſeren Zeiten die Wiederbeſchaffung eines Reſervefonds, der be⸗ 
kanntlich in früheren Jahren aufgegeben wurde, hinzutreten müßte. 

In das Kapitel des Finanzplans gehört naturgemäß auch die 
Geſtaltung des Etats der Länder und Gemeinden. Es iſt davon 
ausgegangen, daß hier dieſelben Abzüge im Gehalt der Beamten 
gemacht werden, und außerdem foll ein Geſetz die Gemeinden in- 
ſtandſetzen, ebenſo wie andere Körperfchaften des öffentlichen Rechts, 
da wo ihre Gehaltsordnungen erheblich über die Sätze der Beſol⸗ 
dungsordnung des Reiches hinausgehen, eine Revifion vorzunehmen. 
Eine Reihe anderer Dinge, die auf dem Gebiete der Sparſamkeit, 
der Haushaltskontrolle und der Verwaltungsvereinfachung liegen, 
ſchließt ſich an. 

Ein R wihtiges und intereſſantes Kapitel iſt die 
Frage der Vereinfachung des Steuerſyſtems. Nichts hat in der 
Bevölkerung ſo viel böſes Blut u wie die komplizierte Ge⸗ 
ſtaltung der Steuern. Der einfache Mann, aber auch der geſchulte 
Fachmann konnten ſich in den beſtehenden Geſetzen und Verordnungen 
nicht mehr zurechtfinden. Nicht allein die Formulare, die er 
ausfüllen 9 5 waren dem Steuerzahler ein Greuel, ſondern noch 
mehr die Dielheit der Steuern. Hier ſetzt der Plan mit aller Wucht 
ein. Die Landwirtſchaft foll künftig nur noch eine Einheitsſteuer 
bezahlen an Stelle von Einkommenſteuer, Dermögenfteuer und Grund⸗ 
ſteuer. Schon ſeit Jahren ſind die Erträge der landwirtſchaftlichen 
Sinkommenſteuer auf 70 bis 75 Millionen RM. geſunken. Sie 
ftehen in keinem Verhältnis mehr zu den Veranlagungskoſten. Aus⸗ 
gegangen foll künftig werden von dem Einheitswert, wie er auf 
Grund des Reichsbewertungsgeſetzes feſtgeſetzt wird, und die Länder 
und Gemeinden ſollen ihre Steuern in Tauſendſtel dieſes Einheits ⸗ 
wertes erheben. Das Reih will nichts mehr davon haben. Nur 
dann, wenn anzunehmen iſt, daß ein Steuerzahler mehr als 8000 RM. 
Einkommen hat, ſoll er beſonders veranlagt werden; aber nur für 
die Einkommenſteuer, ſoweit ſie dieſen Betrag überſteigt. Einen 
ähnlichen Weg der Vereinfachung will die Regierung in der Bes 
ſteuerung der Kleingewerbetreibenden einſchlagen. Sie will hier vom 
Gewerbeertrag ausgehen und Einkommen-, Dermögen- und Gewerbes 
ſteuer in einer Steuer zuſammenfaſſen. Die Vereinfachungen, die 
ſchon aus dieſen beiden Maßnahmen entſtegen, find ungemein groß. 
Dazu tritt nun, daß die kleinen Vermögen bis zu 20 000 RM. 
künftig vermögenſteuerfrei ſein ſollen. Das bedeutet, daß die Fahl 
der vermögenſteuerpflichtigen Perſonen von 1 708 000 auf genau 
die Hälfte, nämlich 854 000 heruntergeſetzt wird. Der Steueraus 
fall von 16 Millionen wird auf die Dauer durch Verwaltungs ⸗ 
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erſparniſſe vollkommen aufgehoben. Weiter wollen wir die Einheits- 
bewertung nur noch alle ſechs Jahre vornehmen, und ſodann folt 
auch die Fuſtellung der Eintzeitswertbeſcheide für landwirtſchaftliche 
und forjtwirtfchaftliche Vermögen ſowie für das Grundvermögen 
durch die Offenlegung der Liften erſetzt werden. Statt über 10 Mil- 
lionen Einheitswertbeſcheide werden nur noch 1,6 Millionen zu⸗ 
geſtellt. Beachtenswert iſt ferner, daß die Umſatzſteuer für Unter⸗ 
nehmungen, die nicht mehr als 5000 RM. im Jahre umſetzen, wegs 
fallen ſoll. 


Ich beſchränke mich auf dieſe wichtigſten Punkte. Auch der 
Laie kann ſich eine Vorſtellung machen, welche gewaltige Bedeutung 
diefe Dereinfahungsmaßnahmen haben werden. Ich will ganz ab- 
ſehen von dem ungeheuren Verwaltungsaufwand, der mit der Zeit 
erſpart werden wird. Noch entſcheidender ſcheint mir zu ſein, daß 
die Maſſe der kleinen Landwirte und Gewerbetreibenden von einem 
gewaltigen Schreibwerk entlaſtet wird, daß ſie ihre Steuerverpflich⸗ 
tungen wieder leicht überſehen können, und daß damit ihr Ders 
trauen in die Verwaltung des Staates und der Finanzen wieder⸗ 
gewonnen wird. Ein beſonders intereſſantes Kapitel ift die Neu- 
regelung der Wohnungswirtſchaft. Der Anſtoß hierzu wurde da⸗ 


durch gegeben, daß in ſteigendem Maße fih herausſtellte, daß die 


neuen Drei- und Dierzimmerwohnungen ſchwer = vermieten find. 
Die Miete diefer Wohnungen ſteht außer Verhältnis zu dem, was 
die Wohnungſuchenden bezahlen können. Verlangt werden haupt« 
ſächlich Zwei- und Einzimmerwohnungen von jungen Ehepaaren 
und alleinſtehenden Perſonen. Dieſe gilt es in erſter Linie zu 
i Die Regierung hat nicht die Abſicht, eine Politik zu 
etreiben, bei der der Wohnungsbedarf nicht befriedigt wird, aber 
15 beabſichtigt auch nicht, Wohnungen zu bauen, die die Wohnung⸗ 
uchenden wohl gern hätten, die ſie aber nicht bezahlen können. 
Nun iſt gleichzeitig beabſichtigt, den Verſuch zu machen, den öffent- 
lichen Wohnungsbau in ſteigendem Maße durch den privaten 
Wohnungsbau abzulöſen, wobei Mietzuſchüſſe und evtl. auch Zins- 
uſchüſſe gegeben werden müſſen, damit das Privatkapital an diefe 

tbeit herangeht, und zum anderen billige Wohnungen ſchafft, die 
bezahlt werden können. So ift zu hoffen, daß die Gffentlichkeit 
allmählich von der Unterſtützung des Wohnungsbaus entlaftet wird, 
und wir hoffen, nach fünf Jahren ſo weit zu ſein, daß nicht nur 
der Bedarf an kleinen Wohnungen gedeckt, ſondern daß auch die 
öffentliche Bauwirtfchaft mehr oder weniger zeitlos eingeſtellt werden 
kann. Um ſo ſtärker aber will die Regierung ſich der Unterſtützung 
des Baus von Eigenheimen und von Siedlungen zuwenden. Der 
Beſitzer eines Eigenheims wird nie ſo leicht in Not geraten, wie 
der Mieter. Der Siedler vollends kann nicht arbeitslos werden. 
Außerdem ift die nationale Aufgabe der Haltung des Oſtens zu 
löſen. In Derfolg des Geſamtplanes wird es gelingen, in wenigen 
Jahren die Beſchlagnahme der Wohnungen 11. beſeitigen, auch der 
kleineren. Es wird ferner gelingen, die ietzinsbindungen zu 
beſeitigen, die bis zum Jahre 1956 endgültig abgebaut fein ſollen, 
und dann etwa auf dieſe Zeit den Mieterſchutz durch eine Anderung 
der jetzt geltenden Beſtimmungen des Mietsrechtes in fozialem 
Sinne zu erſetzen. 

Bei diefer Regelung der Dinge, bei der nur noch kleine Woh- 
nungen gebaut werden, wird ein Teil der Hauszinsſteuer frei und 
oll Verwendung finden zunächſt zu einer Senkung der Gewerbes 
teuer um 20 v. HB. und der Grundſteuer um 10 v. H., im weiteren. 

erlauf dann zu einer Senkung der Hauszinsfteuer ſelbſt, welche 
ſchon deswegen notwendig ift, weil die Hausbeſitzer vom nächſten 
Jahre ab höhere Zinfen für die aufgewerteten Hypotheken bezahlen 
müſſen. 

Sehr kurz behandelt ſind in dem Plan die Agrarfragen. Das 
will aber nicht beſagen, als ob dieſer Aufgabe nicht die Aufmerk- 
amkeit zugewendet wurde, die ſie verdiente, ſondern daraus ergibt 
ch nur das eine, daß auf dieſem Gebiete alles bereits im Fluß ift. 
Die Frage der Beſchaffung von Kredit, die Frage der Standardi« 


terung, die Frage des Abſatzes und wie diefe Dinge alle heißen. 

llerdings wird neben die Agrarpolitik, die die letzten 2% Jahre 
beherrſchend in der Arbeit der Reichsregierung war, in ebenſo 
dringender Weiſe die Finanzpolitik treten, die ja ſchließlich auch 
für die Landwirtſchaft von lebenswichtiger Bedeutung iſt. 

Den Schlußſtein in das ganze Gebäude fügt ſchließlich der 
Finanzausgleich, der auf den 1. April 1952 vorgeſehen iſt, und der 
deswegen ſofort gemacht werden muß, weil die Dorausfeung dafür 
das Steuervereinheitlichungsgeſetz ijt und große Dorarbeiten erſt 
geſchafft werden müſſen. Das Ziel iſt, die Gemeinden wieder ſelb⸗ 
ſtändig und für ihre Unternehmen und Ausgaben allein verant« 
wortlich zu machen. Ihnen und den Ländern eine Reihe von 
Steuerquellen zuzuteilen, während das Reich fih im weſentlichen 
zurückzieht auf die Zölle, die Tabakſteuer, die Umſatzſteuer, die 
Dermögenfteuer und einen Anteil der Einkommen⸗ und Körper- 
ſchaftsſteuer. 

Ich habe hier verſucht das herauszuſtellen, was für jeden 
Deutſchen, auch den einfachſten Mann, wichtig iſt zu wiſſen, nämlich: 
auf welcher Grundlage hat die Regierung ihre Pläne aufgeſtellt, 
und welche Sicherheit liegt in ihnen, daß wir durch den tiefen 
Graben, den wir eben überſchreiten, hindurchkommend Nirgends 
tft in unſeren Gedankengängen der Derjuh gemacht, an dem Ernſt 
unſerer Lage Zweifel zu laſſen. In aller Schärfe ſind die Gefahren 
aufgezeigt, die uns drohen und die vor allem auch die Beamten⸗ 
ſchaft und die Arbeitsloſen angehen. Aber die Lage unterſcheidet 
fih von ähnlichen früheren Zeiten durch zweierlei. Funächſt da- 
durch, daß die bevorſtehenden Schwierigkeiten rechtzeitig erkannt 
und die Abhilfemagnahmen in einem Zeitpunkt vorgeſchlagen 
werden, der uns noch reichlich Raum gibt zum Überlegen und sum 
Beſchließen. Zweitens aber dadurch, daß die Regierung ihre Karten 
offen auf den Tiſch des deutſchen Volkes legt, wobei ſie davon 
ausgeht, daß dieſes Verfahren allein die Mitwirkung aller ein⸗ 
ſichtigen Elemente Deutſchlands gewährleiſtet. Sie kann dies um 
ſo leichter, als die gegenwärtige Lage nicht von ihr verſchuldet, 
ſondern lediglich durch die gegenwärtige Wirtſchaftskriſe hervor- 
gerufen iſt. Eine einzige Fahl beweiſt es. 988 Millionen ſind als 
Suſchüſſe des Reichs fur die Arbeitsloſenverſorgung für das Etats- 
jahr 193 0 in Rechnung geſtellt. Man muß dem noch hinzufügen, 
daß das deutſche Volk nicht in der Lage ift, eine von der Welts 
wirtſchaft unabhängige Wirtſchaftspolitik zu betreiben, und daß 
wir zuſammen mit allen Völkern der Welt in den Nachkriegsjahren 


den Trugſchluß gemacht haben, daß die Völker unter weſentlich 


höheren Preiſen leben würden, als vor dem Kriege, daß alſo die 
Kaufkraft des Goldes eine verringerte fein werde. Der Fuſammen⸗ 
bruch aller Preiſe am Weltmarkt zeigt uns das Gegenteil. Darauf 
muß nicht nur die Wirtſchaftspolitik, ſondern auch die Ausgaben⸗ 
politik von Reich, Ländern und Gemeinden eingeſtellt werden. Wir 
heben in den vergangenen Jahren über unfere Derhältniffe gelebt, 
getäuſcht von dem gewaltigen Strom fremden Kapitals, den wir 
im Anleihewege unſerer Wirtſchaft zugeführt haben. Wird dem 
deutſchen Volke klipp und klar geſagt, wie es ſteht, dann wird es 
auch den Mut und die Kraft aufbringen, die Schwierigkeiten zu 
meiſtern. Das deutſche Volk hat ſo Unerhörtes in den vergangenen 
16 Jahren an daß man ihm zutrauen darf, es werde auch die 
gegenwärtigen Schwierigkeiten überwinden. Die Gefahren ſtehen 
nicht unmittelbar bevor. Wir haben noch Feit, und wir haben 
die Mittel, ſie u beſeitigen. Es iſt lediglich eine Willensfrage, die 
allerdings von der Erkenntnis ausgehen muß, daß wir in unſeren 
Entſchließungen nicht frei ſind. Den Weg hat die Regierung ge⸗ 
zeigt. Am deutſchen Volke und ſeiner Vertretung iſt es, entſchloſſen 
ihn zu gehen. Dann werden in kürzeſter Zeit alle Geſpenſter 
weichen, die unſer Volk ſchrecken. Es 5 nicht der geringſte Grund 
vorhanden, die Flinte ins Korn zu werfen, aber die Pſychoſe vieler 
Kreiſe, als ob wir nicht mehr weiter wüßten, muß erſetzt werden 
durch das Bewußtſein, daß wir die Gefahren niederringen werden, 
wenn wir nur den Willen zu entſchloſſenen Taten aufbringen. 


Aber den Stand der ſtaatsbürgerlichen Volksbildung. 


Don Adolf Bär, OGberſchulrat i. R. in Kaffel. 


Sehr viele Männer und Frauen, die aus innerer Überzeugung 
den erſten Leitgedanken unſerer Derfafjung, daß die Staatsgewalt 
vom Volke ausgeht, anerkennen, ſtellen, getrieben vom Bewußtſein 
ſchwerer Verantwortung, manche ernſte Frage: z. B. was weiß die 
Mehrheit des Volkes klar und ſicher von den Aufgaben und Einrich- 
tungen des Reiches, der Länder, der Provinzen, Kreiſe, Gemeinden d 
Was von den Rechten und Pflichten der Staatsbürger? Was von 
den Tatſachen und Kräften jenfeits und innerhalb der Reichsgrenzen, 
die unſer Schickſal beſtimmend Was von den großen Männern und 
Ereigniſſen deutſcher Dergangenheit? Sie find überzeugt, daß die 
Antworten, die man aus den Ergebniſſen der Wahlen, aus den 
Artikeln der Zeitungen und aus den Verhandlungen und den Bes 


ſchlüſſen von Verſammlungen erſchließt, nur beſchränkte Gültigkeit 
haben, und ſie möchten daher möglichſt viele junge Leute nahe der 
Wahlmündigkeit und möglichſt viele Wähler und Wählerinnen bes 
fragen, ihnen eine ausgewählte Anzahl einfacher Fragen vorlegen 
und aus dem ſtatiſtiſchen Ergebnis Schlüſſe ziehen. die 
Reichszentrale für Heimatdienft hat ſolchen Wünſchen, die ihr 
an erſter Stelle von ihrer Landesabteilung in Königsberg 
zugingen, entſprochen und nach Oſtern 1950 durch Vermittelung 
der Arbeitsämter in zwölf Großſtädten und drei Mittelſtädten zu- 
meiſt an arbeitsloſe männliche und weibliche Angeſtellte (auch 
einige Arbeiter), die von den Arbeitsämtern zu Unterrichts⸗ und 
Fachkurſen geſammelt find, ferner an eine Volkshochſchule, an ein 
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Volkshkochſchulheim, an eine Derwaltungsbeamtenfchule und eine 
Eiſenbahnfachſchule eine Anzahl von Fragen gerichtet, die 
lediglich einen Griff ins praktiſche Leben darſtellen wollen 
und darum weder Anſpruch auf kunſtvolle pädagogiſche Formus 
lierung, noch auf irgendwelche Syſtematik erheben. Die Reiss 
zentrale für Heimatdienſt ift aber trotz dieſes ſtichprobenhaften Dor- 
gehens überzeugt, daß dieſe Ermittelungen wertvolle Anhaltspunkte 
zur Beurteilung des ſtaatsbürgerlichen Verſtändniſſes im Volke zu 
bieten vermögen. 

An die Teilnehmer (innen) der Kurfe in der preußiſchen pros 
vinz .. . . wurden folgende zehn Fragen gerichtet: 

1. Wie heißt unfer Reichskanzler d 

2. welches Amt bekleidete der 
Dr. Streſemann d 
des Welche Amtsſtellung hatte Bismarck im deutſchen Kaifer- 
reiche = 
a Wer führt jetzt die Amtsgefchäfte des Miniſters Dr. Strefe- 
mann 

5. Wer ift der Nepräfentant des preußiſchen Staates? 

6. Wer ift der höchſte Staatsbeamte einer preußiſchen Provinz? 
(Calls bekannt, Name desſelben für die Provinz.. . ). 

7. Wer ift der höchſte Beamte der Provinzial⸗Selbſtverwaltung d 
(Falls bekannt, Namen desſelben). 

8. Wie heißt das Parlament? a) der deutſchen Republik d 
b) des preußiſchen Staates? e) einer preußiſchen Provinz? d) eines 
Kreiſes d e) einer Stadtgemeinde p 

9. Welche Eigenſchaften hat das Wahlrecht, nach dem der neue 
Staatsbürger ſowohl zu den ſtaatlichen als auch kommunalen Parla- 
menten wählt? 

10. Welches Wahlrecht hatte Preußen in der monarchiſchen Zeit? 

Die Kurfiften in einer anderen prom erhielten einige Fragen 
mehr, die in zwei anderen Ländern 3. T. ſinngemäß abgeänderte 
Fragen. 

Die Fragebogen wurden insgefamt 875 Perſonen vorgelegt. 
14221 Fragen ſollten beantwortet werden. ei der Beurteilung 
der Antworten bedachte man, daß die Mehrzahl der Befragten nur 
Volksſchulbildung hat, und verfuhr nicht kleinlich; fo wurde z. B. 
die Antwort auf die Frage nach den Eigenſchaften des Wahlrechts 
als richtig angeſehen, wenn auch nur eine Eigenſchaft richtig an⸗ 
gegeben war. = 

Die Mehrzahl der Befragten ftand im Alter von 20 bis 30 
Jahren, alfo in den Lebensjahren, in denen der normale Menſch 
ſein Wiſſen zu mehren, ſein Können zu ſteigern ſtrebt. Freilich, 
die Befragten waren zumeiſt Arbeitsloſe, bedrückt durch die Ungunſt 
der Zeit. Man wird bei der Beurteilung des Ergebniſſes auch 
daran denken müſſen. 

Das Ergebnis? Don 14 221 Fragen wurden 7722 = 54,5 v. H. 
richtig beantwortet, 2195 = 15,4 v. H. falſch beantwortet, 4506 
= 50,5 v. H. nicht beantwortet. Dies Ergebnis muß leider als 
überaus ungünſtig bezeichnet werden. ; 

Die genauere Betrachtung der Antworten gibt zunächſt drei 
Unterſchiede: 

1. Unterſchiede nach der Schwierigkeit der Fragen, 

2. nach der Begabung und dem Intereſſe und 

5. nach dem Geſchlecht der Befragten. 

Die in die Fragebogen eingeſtellten Fragen gliedern ſich in 
drei Gruppen: 

1. in ſolche nach Perſonen und Amtern, die im öffentlichen 

Leben leicht bemerkt werden; 
2. in fohe nach Staatseinrichtungen und Beſtimmungen der 
Verfaſſung und 

5. in ſolche nach den Rechten der Staatsbürger. 

Am beſten find die Fragen der i, am ſchlechteſten die der 
2. Gruppe beantwortet worden. Die Frage 7 3. B.: Wer iſt der 
höchſte Beamte der Provinzial-Selbftverwaltung? verlangt von dem 
Befragten, daß er Staats- und Selbſtverwaltung unterſcheiden 
könne und Kenntnis von der Gliederung der Selbſtverwaltung in 
aufſteigender Ordnung habe. Don 44 Befragten in E. antworten 
2 richtig, 7 falſch, 36 nicht; von 67 der Volkshochſchule 10 richtig, 
20 falſch, 37 nicht; von 56 der Verwaltungsbeamtenſchule 
15 richtig, 14 falſch, 9 nicht und von 55 der Eiſenbahnfachſchule 
22 richtig, 6 falſch und 7 nicht. Falſch werden genannt: der 
Landrat, der Regierungspräſident, der Überpräfident, der Ober⸗ 
bürgermeiſter, der Bürgermeiſter, ja einer nennt „Generaldirektor 
Adam“. In der Volkshochſchule antworten richtig 2 Kaufleute, 
1 Beamtenanwärter, 2 weibliche Handelskammerangeſtellte, 1 Haus- 
angeſtellte, 1 Verwaltungsoberſekretär, 1 Fürſorgerin, 1 Unter- 
offizier und 1 Büroangeſtellter, alſo zumeiſt ſolche Perſonen, die 
dienſtlich mit Behörden zu tun haben. Mit Bedauern bemerkt man, 
daß ein 67jähriger Schuhmachermeiſter, der ſonſt alle Fragen klar 
und gut beantwortet hat, dieſe Frage nicht beantworten konnte. 
Daß recht viele Staatsbürger die Aufgaben und den Aufbau der 
wichtigſten Staatseinrichtungen kennen, ihren Sinn verſtehen und 
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ihren Wert anerkennen, das gehört zu den Grundlagen der Demo- 
kratie. Aber wie viele find es? 
Vergleicht man die zu demſelben Kurfus gehörigen Perſonen 


untereinander, ſo findet man, bei Männern und Frauen, überall 


drei deutlich geſchiedene Gruppen: 
1. ſolche, die gar nichts oder faft nichts richtig wiſſen; 
2. ſolche — aber es find wenige —, die faſt alles richtig be- 
antworten können und 
5. eine mittlere Gruppe, die nach unten oder oben neigt. 


Dafür einige Zeugniffe! Don 65 männlichen Angeſtellten 
werden 666 Fragen richtig, 112 falſch und 250 nicht beantwortet. 
Ein Drittel der richtigen Antworten kommen auf ein Diertel der 
Befragten, ein Viertel der nicht beantworteten Fragen auf ein 
Swölftel der Befragten. 10 Arbeiter (17- bis 20jährig) beantworten 
55 Fragen richtig, 12 falſch, 95 nicht; 37 richtige Antworten 
werden gegeben von 4 Mann, 65 Fragen nicht beantwortet von 
5 Mann. 25 weibliche Angeſtellte (17 bis 20jährig) beantworten 
82 Fragen richtig, 54 falſch, 289 nicht. Eine 19 jährige beantwortet 
keine, eine 18jährige nur 1 Frage. 12 Fragen beantworten (richtig 
und falſch) 4, 15 = 5, 14 = 2, 17 = 2. Unſere Aufmerkſamkeit 
wendet ſich beſonders den guten und ſchlechten Gruppen zu. 
Überall gibt es Männer und Frauen, die an den Tatfachen des 
öffentlichen Lebens keinen oder nur geringen Anteil nehmen, die 
nichts oder nur wenig davon wiſſen, die nur mit ihren perſönlichen 
Angelegenheiten beſchäftigt find und darüber hinaus nicht denken 
können und wollen. Aus ihnen rekrutiert ſich ein großer Teil der 
Nichtwähler. So antwortet eine Hausangeſtellte auf die Mahnung 
der Hausfrau, ſie möge nachſehen, ob ſie in die Wahlliſte eingetragen 
ſei: „Ich wähle nicht, ich verſtehe ja doch nichts davon.” Die 
Sahl derer, die nichts davon verſtehen, ift leider noch ſehr groß. 
Darf der demokratiſche Staat dieſen Fuſtand belaſſen, obwohl er 
weiß, daß die, die nichts davon verſtehen, jeglicher Agitation und 
Demagogie, ſie komme woher ſie wolle, leicht erliegen? Und die 
Gruppe derer, die in die Tatſachen und Fragen des öffentlichen 
Lebens eindringen, daran Freude haben? Ihre Fahl ift, das geht 
aus den Fragebogen hervor, gering. Aber fie find für die ſtaats⸗ 
bürgerliche Erziehung des Volkes wertvolle Menſchen. Die ſollte 
man aufjuchen, für fie, abgeſondert von den andern, ftaatsbürger- 
liche Kurſe einrichten, ihnen Tatſachenkenntnis vermitteln, ſie üben 
im fachlichen Urteilen, fie anhalten zur Achtung vor Anders- 
denkenden, kurz: mit ihnen fo arbeiten, wie es die Reichszentrale 
für Heimatdienſt im großen tut. Das ift Fiel und weiſe einer 
ſtaatsbürgerkundlichen Erwachſenenbildung in kleinen Kreifen von 
Menſch zu Menſch. 0 

Unter den 875 befragten Perſonen befinden ſich 255 Frauen, 
meiſt berufstätige (Kontoriftinnen, Stenotvpiftinnen, Derfäufe- 
rinnen, Gehilfinnen u. dgl.). Eine geringe Anzahl von ihnen hat 
die Fragen recht gut beantwortet, beſſer als viele Männer. So 
beantwortet eine 30jährige Buchhalterin von 10 Fragen 8 richtig, 
1 falſch, 1 nicht; dagegen ein 2rjähriger Büroangeſtellter keine 
richtig, 10 überhaupt nicht. Aber die Mehrzahl der Frauen hat 
doch verſagt. In 10 Städten, wo 527 befragten Männern 225 Frauen 
gegenüberſtehen, beantworten die Männer 62,2 v. H., die Frauen 
55,4 v. J. der geſtellten Fragen richtig; in einem Kurſus von acht 
Männern und 9 Frauen beantworten die 8 Männer 47 Fragen 
richtig, 10 falſch, 25 nicht, die 9 Frauen 24 richtig, 6 falſch 
und 58 nicht. 

Dieſe bedauerlichen Tatſachen erklären ſich daraus, daß die 
Frauen erſt ſeit der Nationalverfammlung im politiſchen Leben 
tätig find, daß die Zahl der Mädchen⸗Fortbildungsſchulen noch ver ⸗ 
hältnismäßig gering iſt und daß viele Frauen doch mehr Freude 
am häuslichen als am öffentlichen Leben haben. Aber ſoll Artikel 109 
der Reichsverfaſſung, der Männer und Frauen in Rechten und 
Pflichten gleichſtellt, ſegensreich wirken, fo muß die ftaatsbürge:- 
liche Belehrung des weiblichen Geſchlechts weit nachdrücklicher als 
bisher gefördert werden. 

Sehr lehrreich iſt die Unterſuchung der falſchen Antworten. 
Sie zeigt zunächſt, daß leider ſehr viele der Befragten nur ein ge⸗ 
ringes und recht unklares geſchichtliches Wiſſen haben. Wenn viele 
nicht wiſſen, daß Bell und Müller im Namen Deutſchlands das 
Verſailler Diktat unterſchrieben haben, ſo gilt das freilich auch von 
vielen, die höhere Schulen beſucht haben; jedoch ſchlimm iſt es, daß 
Kaiſer Wilhelm J. und Bismarck genannt werden, daß man die 
Maiſerproklamation in Derfailless am 18. Januar 1871. und die 
Unterzeichnung des Derfailler Diktates am 28. Juni 1929 ver⸗ 
wechſelt. Von 44 Teilnehmern in einem Kurfus beantworten die 
Frage 5: „welche Amtsſtellung hatte Bismarck im deutſchen 
Aaiſerreich ?“ nur 16 richtig, 10 falſch oder ſchwankend, 18 über⸗ 
haupt nicht. Drei mögen Bilder von Bismarck in Kürafjieruniform 
geſehen haben und geben daher an: Heerführer und Generalfeld⸗ 
marſchall. Zwei geben den Oberbegriff vom Amt des Reichskanzlers 
an und antworten: Staatsmann, Staatenlenker. Einer jagt: Reihs- 
kanzler und Diktator — da blickt ein oppofitionelles Werturteil 
durch; ein anderer: Reichskanzler, erſter Mann an der Spitze — 
ſieht man ihn ehrfurchtsvoll aufblickend Und einer: „Er war 
Kaifer und regierte das Reich.“ Aus einem anderen Orte hören 
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wir: Kriegsrat. Eine kaufmänniſche Angeftellte ſchreibt nieder, 
daß der Weltkrieg durch die Friedensſchlüſſe in münſter und Osna⸗ 
brück geſchloſſen wurde! Und einer, feiner Unklarheit ſich bewußt: 
„In Perſailles? In Effen jedenfalls nicht.“ 

Welches Wahlrecht hatten wir vor dem Kriege in 
„Kein Wahlrecht, nur im Falle, wenn ein Regent oder Thron⸗ 
folger aus beſtimmten Gründen gewählt werden ſollte.“ Iſt es 
möglich, mehr Nichtwiſſen und mehr Unklarheit in einem Satze 
auszuſprechen d 

Welches Wahlrecht hatte Preußen in der monarchiſchen Zeit? 
Don 44 geben 34 keine Antwort, 4 die richtige, einer, „dasſelbe wie 
heute“, einer: „abſolute Monarchie erlaubte, ſo viel ich weiß, dem 
einzelnen kein Wahlrecht“. Mancher Lefer wird geneigt fein, an= 
geſichts dieſer Tatſachen dem Geſchichtsunterricht der Volksſchulen 
ſchwere Vorwürfe zu machen. Es ift gewiß da und dort manches 
nicht ſo, wie es ſein ſollte und könnte. Aber es muß an dieſer 
Stelle mit allem Nachdruck darauf hingewieſen werden, daß man 
vom Dolksſchüler verlangt, was vom Schüler der Mittel- und 
höheren Schulen niemand fordert. Die Geſchichte wird ihm ers 
zählt, ſie wird mehr oder weniger oft wiederholt und dann dem 
Gedächtnis überlaſſen; man glaubt und hofft, daß er ſie behalte, 
und klagt dann, daß das Gedächtnis des Volksſchülers wie eines 
jeden anderen Menſchen ein Sieb iſt. Aus finanziellen Gründen, 
die man verſtehen kann, aber nicht billigen darf, haben die Schüler 
in den meiſten Volksſchulen kein Geſchichtsbuch in der Hand, in 
dem fie nachleſen, wiederholen können, aus dem fie in der Nad- 
ſchulzeit unklar oder falſch gewordenes Wiſſen klären oder berich⸗ 
tigen können. Darf unter dieſen Umſtänden der Vorwurf über das 
Ergebnis geſchichtlicher Fragen ſo hart ſein? Ein demokratiſcher 
Staat muß fih auch gründen auf ſicheres und klares Geſchichts⸗ 
bewußtſein ſeiner Bürger. Anweiſungen dazu, wie man es bilden 
könne, gibt es genug, gute und ſchlechte. Aber Geſchichtsbücher 
für Volks- und Fortbildungsſchulen zu ſchaffen, damit hat man erft 
vor kurzem begonnen (gut ift Teubners Sachkunde für Dolfs- 
ſchulen, Fachband I, Geſchichte von Ludwig Eckl); die vom „Heimat⸗ 
dienſt“ befragten Männer und Frauen haben offenbar ein ſolches 
Buch nicht beſeſſen, höchſtens eins der ſogenannten mittelmäßigen 
ehemaligen Realienbücher. E 

Die Unterſuchung der falſchen Antworten zeigt ferner, daß ſehr 
viele der Befragten auch unzureichende oder falſche Vorſtellungen 
von der Gegenwart haben, daß ihnen z. B. Kenntnifje fehlen, die 
ſie als aktive Staatsbürger doch unbedingt haben ſollten. 


„Wann iſt der deutſche Staatsbürger wahlberechtigt d“ 


antworten 


falf h 


Don 


richtig 


nicht 


1. 10 =- 17. bis 20 jährigen Ar- - 
r 7: ů „21 Jahre“ — 


1: „25 Jahre“ 


2. 80 weibl. kaufm. Angeſtellten 57: „21. Jahre“ 4 
3. 65 männl. „ 19: „21 Jahre” | — 
EEN OEE p 7 R 18: „21 Jahre“ 2 
N i „ 1 1: „immer, es 12 
hat aber 
keinen Sinn“ 


56: „21 Jahre“ 
: „is Jahre“ 
1: „nach 1 Jahr“ 
1: „im Wahlbe⸗ 
zirk ſeines 
Wohnortes 
oder mit be» 
ſonderem 
Ausweis in 
gans Deutſch · 
and“ 


1 „zu jed. Wahl“ 


6. 2a weibl. kaufm. u. techn. An · ; 
geſtellten 8: „üb. 21 Jahre“ 2 
1: „männl. über 
18 Jahre“ 
„weibl. über 
21 Jahre“, 
2: „Jeder über 
19 Jahre“ 


195 154 20 


..... 


Sa.: 367 


Was bedeutet diefes Ergebnis? 174, faft die Hälfte von 567, 
haben das Wahlrecht und wiſſen nicht einmal ficher oder gar nicht, 
von wann ab. 145 von 567 geben das 21. Lebensjahr an; fie ver⸗ 
wechſeln die bürgerliche Mündigkeit (Dolljährigkeit BGB. $ 2) 
mit der Wahlmündigkeit. 

Das betrübliche Ergebnis weiſt aber auch auf ein Derfäumnis 
der deutſchen Schulbehörden hin. Nach Artikel 148 Abſatz 4 der 
Reichsverfaſſung erhält jeder Schüler bei Beendigung der Schul⸗ 
pflicht einen Abdruck der Reichsverfaffung; das ift ſehr gut. Aber 
wie viele Schüler aller Schulgattungen haben einmal ein Geſetz 
im Wortlaut geſehen oder gelefen? Ein Leſebuch muß jeder Schüler 
haben. Aber in keinem deutſchen Leſebuch iſt irgendein Geſetz ab⸗ 
gedruckt, obwohl gute Geſetze Kulturgüter erſten Ranges ſind und 
die Geſetzesſprache zu den wichtigſten Sprachgeſtaltungen gehört. 
Weil das Wahlrecht allgemein iſt, weil es oft ausgeübt werden muß, 
darum ſollten z. B. das Keichswahlgeſetz und die zugehörigen Teile 
der Reichsftimmordnung in allen Lehrbüchern für die Oberſtufe der 
Dolksſchule und die Mittelſtufe der Nittel- und höheren Schulen ab» 
gedruckt fein. Das ift ein Wunſch, gerichtet an die Volksbildungs⸗ 
miniſter der Länder. 

Die Unterſuchung der falſchen Antworten zeigt endlich, daß 
viele der Befragten die Frage überhaupt nicht verſtanden haben. 

„Welches Wahlrecht hatte Preußen in der monarchiſchen Zeit?“ 
34 von einer 44 umfaſſenden Gruppe antworten nicht, einer aber 
ſagt: „Derftehe ich nicht.“ Was verſteht er nicht? Den Begriff 
Wahlrecht oder den Begriff monarchiſche Zeit? Ging es den andern 
54, die nicht antworteten, wie ihm? Wie nun, wenn dieſe 
55 Wähler keine klare Dorftellung von monarchiſcher und republi⸗ 
kaniſcher Zeit haben ſollten und demnach abſprechende Werturtefle 
über diefe oder jene ausſprächend Ein anderer antwortet: „Ein 
ganz miſerables.“ Er gibt ein Werturteil ab, antwortet aber nicht 
auf die Frage „welches“, ſondern „was für eines“. 

„Welche Eigenſchaften hat das bei ſtaatlichen und kommunalen 
Wahlen maßgebende Wahlrecht d“ 


— 


antworten 


3 richtig falſch nicht 


t 10 17: bis 20jährige Arbeitern 1 7 

2: 80 weibl. kaufm. Angeſtellten 4 60 

3. eh ee ee BE 7 27 

4. 9 A 8 5 8 38 
1 u 2 = 6 


Sa.: 345 
„Eigenſchaften des Wahlrechts d“ 


Die Angaben allgemein, 
gleich, geheim, unmittelbar und nach den Grundſätzen der Per- 


hältniswahl werden erwartet. Ob wirklich nur 89 es wußten; ob 
die andern 254 nicht daran ſcheiterten, daß ihr Denken, weil konkret 
gerichtet, Eigenſchaften des abſtrakten Wortes „Wahlrecht“ ſich nicht 
vorſtellen konnte? Einer antwortet: „Um zu ſehen, welcher Partei 
man angehört.“ Wer fol es ſehen? Er kennt den Sufammenhang 
zwiſchen Wahlgeheimnis und Wahlfreiheit nicht. 

„Wie heißt das Parlament der deutſchen Republik d“ Antwort: 
„Zentrum.“ Wie heißt das preußiſche Parlament? Antwort: 
„Sozialdemokraten.“ Er unterſcheidet nicht Partei und Staats- 
organ; er denkt nur an die überragende Macht gewiſſer Parteien, 
ob dabei beeinflußt von feiner Zeitung? 

„Wie werden die Volksvertreter gewählt, ſowohl für die ſtaat⸗ 
lichen wie für die kommunalen Wahlen?“ Antworten: „Durch 
das Volk — Reichstagswahl — Landtagswahl — Reichstags⸗ 
abgeordnete — durch Wahlen — durch Volksabſtimmung — durch 
Stimmrecht — durch den Reichstag — durch den Alteſtenrat — 
durch Volkswahl“; viele geben ſolche Antwort. 

„welchen Charakter hat das Deutſche Reich als Staat d“ Don 
52 einer Gruppe ſagt 1 Freiſtaat, 57 Republik, 1 „Es liegt danieder“, 
1 Reichsaußenminiſter, 2 deutſchnational. Wer ergründet den Ges 
dankengang der drei letzten? Don 133 einer anderen Gruppe 
antworten 77 richtig Republik, 1 „Überhaupt keinen, alle Tage 
anders“, 1 „Einen zaͤnkiſchen, närriſchen“. 

Das Dreiklaſſenwahlrecht in Preußen wird von vielen „Ders 
hältniswahl“ genannt. Iſt es jo ganz falſch, wenn fie daran denken, 
daß das Wahlrecht im Verhältnis zum Einkommen ſtand, und nicht 
bedenken, daß das Wort Derhältniswahl heute die Berechnung der 
Abgeordnetenſitze nach der Anzahl der für eine Partei abgegebenen 
Stimmen bedeutet? Wie viele, auch unter den ſogenannten Ge⸗ 
bildeten, wiſſen genau, wie dieſe Berechnung erfolgt? man darf 
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ſich nicht wundern, daß unter den 845 Befragten nur wenige das 
Wort Verhältniswahl gebrauchen. 


Alle genannten Fehlangaben laſſen ſich darauf zurückführen, 
daß die Antwortgeber den Fragepunkt nicht klar ſehen, daß ſie keine 
klare Dorftellung von den wichtigſten Gedankenteilen der Frage 
haben und daß fie im unterordnenden Denken nicht geübt find. Gb 
das auch an der durch die weitgehende Arbeitsteilung bewirkten 
Einengung ihres Vorſtellungskreiſes liegt d 


Ja, wird der fagen, der Dr. Zendrick Mans Buch „Der Kampf 
um die Arbeitsfreude“ geleſen und die 78 Berichte der Arbeiter 
pſychologiſch durchdacht hat. Eins kommt hinzu: die Benennung 
unſerer ſtaatlichen Einrichtungen, auch der Wortlaut der Geſetze 

und Verordnungen ift immer noch ſtark von Fremdwörtern durch- 


fett. Darf man von denen, die keinen fremdſprachlichen Unterricht er- 
halten haben, ein zureichendes Derftändnis erwarten, zumal wenn 
man bedenkt, wie tief öfters der Streit um einen Wortinhalt iſt, 
3. B. des Wortes Demokratie d 3 

Eine Kontoriftin, 21% Jahre alt, beantwortet die Frage: 
Welche Eigenſchaften hat das bei ftaatlichen und kommunalen 
Wahlen maßgebende Wahlrecht? ſehr brav: „Geheim, allgemein, 
gleich — und dann kommt anſtatt direkt — korrekt.“ 

„Die Staatsgewalt geht vom Dolfe aus.“ Dieſer Satz darf 
keine „Als-ob⸗Beſtimmung“ fein und werden. Sie wird aber die 
fejte Grundmauer vom Bau des Reiches nur dann fein, wenn das 
Volk in feiner Mehrheit dieſen Bau kennt und anerkennt. Daß in 
dieſer Beziehung allen zuſtändigen Stellen noch viel zu tun bleibt, 
dürfte durch dieſe Darlegungen bewieſen ſein. 


Zur Ausſtellung des Welfenſchatzes. 


Don RKeichskunſtwart Dr. Edwin Reds lob. 


Unter den Ausſtellungen, die nach künſtleriſchem und wiffen- 
ſchaftlichem Geſichtspunkt unternommen werden, erhebt fich gelegent⸗ 
lich eine zu der Be 
deutung eines ge⸗ 


turellen Entwicklung 
die Beſchäftigung mit 
ihrem Thema zwin- 
gend braucht. Ein fol- 
Er Ereignis war die 
ahrhundertausftel- 
lung deutſcher Kunft, 
die im Jahre 1906 
die Nationalgalerie in 
Berlin veranſtaltet 
hat. Sie war es 
deshalb, weil die 
im eigenen Land 
deutſche 
Kunft des 19. Jahr- 
hunderts hier zum 
erften Male in ge 
. Form ge 
de gt wurde und 
as in einem Augen · j 
blick, in dem die Augen hellſichtig für die Werte waren, die von mit 
Unrecht vergeſſenen Meiſtern auf die Kunſt der eigenen Gegenwart 
ausftrahlten. Don ähnlicher Bedeu⸗ 
tung waren eine Reihe von Aus- 
stellungen mittelalterlicher Kunſt, 
die während der letzten Jahrzehnte, 
zuletzt zur Tauſendjahrfeier der 
Aheinlande insbeſondere in Köln 
und Düſſeldorf ſtattfanden. In 
dieſen Ausſtellungen erwarb ſich 
das Allgemeingefühl erneut 
den Zufammenhang mit 
einer vergeſſenen Tra- 
dition: der des frühen 
deutfhen Mittelalters. 
Dazu aber kommt ein Weiter 
res, in der Stimmung und in der 
Kunſtauffaſſung der Zeit liegendes 
Motiv, welches die große Wirkung 
dieſer, ein nur ſcheinbar ſo ferne 
liegendes Gebiet erſchließenden 
Ausſtellung des Welfenſchatzes 
erklärt, ebenſo wie die Wirkung 
der Ausſtellung alter Goldſchmie⸗ 
dekunſt, die während des Sommers 
1950 im Reſidenzmuſeum zu 
München zu ſehen war. Dies Mo- 
tiv beſteht darin, daß die Werke 
der frühen Epochen unſerer Zeit 
gerade beſonders viel zu ſagen 
haben, während die hinter uns lies 
gende Zeit die Kunſt der früh- 
zeit und die jymbolhafte Strenge 


Tragaltar des Eilbertus 
Tellaufnahmen von der Dedplatte 
Köln, um 1150 


Armreliquiar aus dem Welfenſchatz 
mit Bruſtbildern von Chriſtus und 


den n 
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ihres Stiles als primitiv und archaiſch verkannte. Es ift ein Zeichen 
für die geiſtige Wandlung der Zeit, daß uns dieſe neue Erkenntnis 
vom lebendigen Wert der mittel« 
alterlichen Kunſt geworden ift: 
die Abſage an den Materialismus 
und an den Individualismus des 
ausgehenden 19. Jahrhunderts, 
das Suchen nach neuer Dertiefung, 
nach neuen, überperſönlichen Wer⸗ 
ten, welche den Ausdruck eines Ge⸗ 
meinſchaftsempfindens offenbaren. 

Unter dieſem Geſichts punkt 
betrachtet, gehören Stücke wie 
das Welfenkreuz, wie die Kreuze 
und die reich mit Figuren ge⸗ 
zierten Tragaltäre, wie das Kup- 
pelreliquiar, wie aus früherer 
Seit noch die Gruppe der Eile 
bertus-Arbeiten ebenſo wie das 
in Braunſchweig geſchaffene 
Dreilöwenkreuz zu den Haupt⸗ 
werken deutſcher Kunft, deren 
Kenntnis unſere Auffaſſung 
von der Eigenart und dem Wert 
des mittelalterlichen Schaffens, 
insbeſondere auch auf dem 
Gebiet der SGoldſchmiedekunſt, 
entſcheidend beſtimmen. 

Hierzu kommt, daß unſere 
Seit den betonten Spezialismus des 19. Jahrhunderts und ſo auch 
feine Trennung zwiſchen freier und angewandter Kunſt nicht mehr 

2 anerkennt, ſondern daß fie erneut 
ein einheitliches Zufammengehen 
der verſchiedenen Gebiete im Ge⸗ 
ſamtkunſtwerk erſtrebt. Genau ſo 
wie einſt am Bau unſerer Dome 
Baumeiſter, Plaſtiker, Wand- 
maler, Glasmaler und Bild- 
ſchnitzer gemeinfam am Werke 
waren, alle in einer Bauhütte 
vereinigt, genau fo gingen aus 
der Soldſchmiedewerkſtatt Werke 
einer monumentalen Uleinkunſt 
hervor, welche architektoniſche, 
plaſtiſche und maleriſche Gebilde 
aus Gold, Elfenbein, Filigran 
und Email entſtehen ließ. Die 
Tragaltäre und das Hauptſchau⸗ 
ſtück des Welfenſchatzes, das 
große KUuppelreliquiar, bedeuten 
alſo gewiſſermaßen Bauwerke, 
die der Goldſchmied den 
Schöpfungen der Baur 
hütte gleichwertig gegen- 
überſtellte, in denen er ſo⸗ 
gar mitunter mit der größeren 
Leichtigkeit feiner Kunſt ſelbſtän⸗ 
dig neuen Architekturideen nach⸗ 
ging, wofür der zentrale Auf- 
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Ein befonderer Wert liegt auch in . 
der Einheit des Welfenſchatzes, der auf 
eine neunhundertjährige Geſchichte zus 
rückblickt. Für Braunſchweig wurde er 
geſammelt, im 17. Jahrhundert nach 
Hannover überführt als Dank an den 
Herzog von Hannover für geleiſtete 
Kriegshilfe, nach 1866 kam er über 
die Grenzen nach Oſterreich und end- 
lich in die Schweiz, von wo ihn drei 
Frankfurter Kunfthändler, denen dies 
unbedingt zu danken iſt, wieder nach 
Deutſchland zurückgebracht und hier zu- 
gänglich gemacht haben. Der künſtleri⸗ 
ſche und geſchichtliche Wert dieſes ein · 
zigartigen Dokumentes iſt ſo groß, 
daß alle Bemühungen, wenigſtens ſeine 


Gertrubis-Tragaltar 
(Smalfeite) Riederfägfife, um 1130 


Bauptſtücke als Einheit zu erhalten und 
für Deutſchland zu retten, 
durchaus berechtigt erſcheinen. Denn 
wenn es auch heute an Entſchuldigungen 
für Ablehnung dieſes Kaufes nicht fehlt, 
die der Lage der unmittelbaren Gegen⸗ 
wart gegenüber ſtichhaltig erſcheinen, fo 
würde es doch ſchon die nächſte Ju- 
kunft unferer Zeit und unſerer Genera- 
tion als ein Zeichen der Schwäche an- 
rechnen müſſen, wenn es uns nicht ge⸗ 
lingen ſollte, die Bauptſtücke des alten 
Braunſchweiger Dombeſitzes, Hauptſtücke 
niederſächſiſcher und rheiniſcher Gold- 
ſchmiedekunſt unſerem Lande zu er⸗ 
halten, zu deſſen wichtigſten und herr⸗ 
lichſten Kunſtzeugniſſen ſie gehören. 


Gchücking Welirichter. 


Die Wahlen zum Ständigen Internationalen Gerichtshof. 
Don Dr. Germ. Kirchhoff. 


Bei der Beſetzung von Amtern, die den Blick zu überragender 
Höhe auf fih ziehen, gibt es in der Gffentlichkeit meiſt geteilte 
Meinungen über die Geeignetheit des Ernannten. Selten kann 
man behaupten, daß ein für ein hohes Amt Auserwählter für ſeine 
Tätigkeit geradezu geſchaffen und vorausbeſtimmt iſt. 

Die kürzlich in Genf von der Dölferbundverfammlung in 
etrennten geheimen Abſtimmungen vollzogene Wahl Walther 
Schückings zum Weltrichter an dem Ständigen Jnter- 
nationalen Gerichtshof im Haag ſtellt einen ſolchen ſeltenen 
Fall dar. Aus einer alten weſtfäliſchen Juriſtenfamilie ftam- 
mend, wurde der jetzt 5öjährige ſchon mit 25 Jahren außer- 
ordentlicher Profeſſor in Breslau und mit 27 Jahren in Marburg 
einer der jüngſten Ordinarien für öffentliches Kecht an einer preu⸗ 
ßiſchen Univerſität. Seine ganze Liebe gehört dem Völkerrecht 
und der Friedensbewegung. Schon ſeine erſte Arbeit, die er 1897 
herausgab, befaßt ſich mit derſelben Materie, die ihn in den letzten 
Jahren wieder in der vom Völkerbund eingeſetzten Kommiffion zur 
Kodifikation des Völkerrechts beſchäftigt, mit den internationalen 
Bechtsverhältniſſen des Küſtenmeeres. Weitere auffehenerregende 
Schriften behandeln das Nationalitätenproblem, die Haager Kon- 
ferenzen und den Ausbau des damaligen Haager Schiedshofes. 
Schon 1909 beſchäftigte er ſich mit der Möglichkeit eines 
Völkerbundes in einer Schrift „Die Organifation der welt“. 
Dieſer Gedanke ließ ihn nicht mehr los. Weitere Schriften über 
einen Weltfriedensbund und internationale Kechtsgarantien folgten 
in den Uriegsjahren. Nach Gründung des Völkerbundes gab er 
mit feinem Schüler Hans Wehberg zuſammen einen großen Kom- 
mentar zur Völkerbundſatzung heraus. Auf feine Marburger Zeit 
olgte 1921 eine kurze Lehrtätigkeit an der Berliner Handelshoch⸗ 
hule, und 1926 die Ernennung zum Nochfolger Niemepers als 
Völkerrechtslehrer an der Kieler Univerſität, wo ihm gleichzeitig 
die Leitung des dortigen Inſtituts für Internationales Recht iber- 
tragen wurde. 

Für die Wahl der Richter zum Ständigen Internationalen 
Gerichtshof wird nach den Statuten „Anerkanntes Anſehen als 
Fachkenner des Dölkerrechts“ verlangt. In einem wie a 
Maße Schücking ſich dieſes Anſehens erfreut, geht daraus hervor, 
daß er zum Dizepräfidenten des Institut de Droit Intemational, 
zum Vorſitzenden der deutſchen Gruppe der Interparlamentariſchen 
Union und 1928 zum Präſidenten der geſamten Union, weiter zum 
Mitglied der Völkerbundkommiſſion zur Kodifikation des Völker⸗ 
rechts, vom Verband für Europäiſche Kooperation zum Präſidenten 
und von der Deutſchen Liga für Völkerbund gemeinſam mit Reihs. 
miniſter Curtius, Reichstagspräſident Löbe, Reichskanzler a. D. 
Marx und Profeſſor D. Dr. Simons zum Ehrenpräſidenten ge 
wählt wurde. 

So bedeutet die Wahl Schückings die Krönung eines Lebens, 
das mit Treue und Beharrlichkeit von der früheſten Jugend an der 
gleichen Aufgabe ſich gewidmet hat. Der Dreiklang ſeines Strebens 
in wiſſenſchaftlichem Ausbau des Völkerrechts, in der Vors 
bereitung und Fortentwicklung des Völkerbundgedankens 
und in der aufrechten Führung der Friedensbewegung 
ergibt eine Harmonie, die Walther Schücking befähigen wird, ges 
ſtützt durch weſtfäliſche Fähigkeit, fein verantwortungsvolles un⸗ 
abhängiges Amt zu Ehren Deutſchlands zu führen. 

Die Wahl Schückings fand in Genf anläßlich der nach dem 
Statut des Gerichtshofes alle neun Jahre vorzunehmenden Neu- 


wahl ſämtlicher Richter zum Ständigen Internationalen Gerichts⸗ 
hof ſtatt. Dieſe Neuwahl der Richter follte in dieſem Jahre ſchon 
nach dem neuen, fertig ausgearbeiteten Statut des Gerichtshofes 
ſtattfinden, die 8 Regierung hatte jedoch als einzige dieſem 
neuen Statut ihre Fuſtimmung vekweigert. Rat und Derfammlung 
des Völkerbundes beſchloſſen aber, die Wahl nach den Be- 
ſtimmungen des im übrigen noch nicht in Kraft geſetzten 
neuen Statuts vorzunehmen. 


Der Ständige Internationale Gerichtshof im Haag baſiert auf 
Beſchlüſſen der erſten Haager Friedenskonferenz von 1899. Auf 
dieſer Konferenz wurde bereits ein Schiedsgerichtshof begründet, 
der die Bezeichnung Cour permanente d' Arbitrage für fih in 
Anſpruch nahm, der jedoch nicht in Permanenz tagte, vielmehr eine 
ſtändige Bereitſchaftsſtellung einnahm. Es wurde ein Verzeichnis 
von zu Schiedsrichtern geeigneten Juriſten aufgeſtellt, aus dem die 
Staaten 5 bis 5 Mitglieder zur Bildung eines Schiedsgerichts im 
Falle eines zwiſchen ihnen ſich ergebenden Streitfalles auswählen 
konnten. Nur ein kleines internationales Büro verblieb ſtändig 
im Haag. Die zweite, 1907 tagende Haager Konferenz verſuchte 
den Gedanken eines ſtändigen Gerichtshofes weiter auszubauen, 
doch kam es noch nicht zu der beabſichtigten Ernennung Händiger 
beſoldeter Richter. In der Völkerrechtsliteratur der der zweiten 
Haager Konferenz folgenden Jahre bildete die Forderung nach Ein- 
ſetzung eines Ständigen Internationalen Gerichtshofes das 
Kernproblem, und es ſchien, daß auf der für 1915 geplanten dritten 
Haager Konferenz, die beſonders von dem Institut de Droit 
International, von der Interparlamentariſchen Union und von 
Völkerrechtslehrern wie Lawrence, Barclay, Meurer, Liſzt und nicht 
zuletzt Schücking aufgeſtellte Forderung Erfüllung finden ſollte. 


Erſt die Völkerbundſatzung brachte in ihrem Art. 14 die 
Schaffung eines Ständigen Internationalen Schiedsgerichtshofes 
als dauernde Inſtitution mit feſtangeſtellten Richtern. Auf Grund 
der Satzung wurde vom Rat ein Juriften-Ausfchuß im Februar 1920 
mit der Ausarbeitung eines Statuts betraut, und der neue Ge⸗ 
richtshof konnte am 15. Februar 1922 feierlich eröffnet werden. 
Der Gerichtshof entſcheidet über alle ihm von den Parteien unter» 
breiteten internationalen Streitfragen, er erſtattet ferner 
gutachtliche Außerungen über jede ihm vom Dölkerbundrat 
oder der Völkerbundverſammlung vorgelegte Streitfrage. Die 
Richter werden aus einer Kandidatenlifte gewählt, die auf Grund 
von Porſchlägen der zu nationalen Gruppen zuſammengefaßten 
Mitgliedsſtaaten des Gerichtshofes aufgeſtellt iſt. 


Neben der gutachtlichen Tätigkeit, zu der die Richter durch Rat 
oder Verſammlung des Völkerbundes aufgefordert werden, haben 
ſie das ſchwere Amt einer unparteilichen Rechtſprechung aus⸗ 
zuüben. Dieſe Rechtſprechung betrifft einerſeits Fälle frei- 
williger Gerichtsbarkeit, in denen zwei Staaten vereinbaren, 
einen beſtimmten Streitfall dem Gerichtshof zur Entſcheidung 
zu unterbreiten und ſich der Entſcheidung des Haager Richterkolle⸗ 
giums zu fügen, andererſeits Fälle obligatoriſcher Rechtſprechung. 
Im Falle der obligatoriſchen Gerichtsbarkeit kann 
ein Staat auch ohne ſeine Einwilligung vor dem Gerichtshof ver⸗ 
klagt werden, wenn entweder in einem Vertrage zwiſchen zwei 
Staaten vorgefehen iſt, daß alle fih aus dieſem Dertrage 
ergebenden Streitigkeiten von dem Gerichtshof ent« 
ſchieden werden follen, oder wenn Staaten fid in einem allge» 
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meinen Abkommen verpflichten, den Gerichtshof zur Ent« 
ſcheidung bei Streitfällen anzurufen. Das Schwergewicht der Be⸗ 
deutung des Ständigen Internationalen Gerichtshofs liegt in 
dieſer obligatorifchen Gerichtsbarkeit. Sie tritt erft durch die An- 
nahme einer ptionsklauſel, der ſogenannten Fakultativ ⸗ 
klauſel zum Statut des Haager Gerichtshofs, die dem pros 
tokoll über die Errichtung des Statuts angefügt iſt, in Kraft. Durch 
Annahme der FFakultativklauſel erkennt ein Staat ohne beſon⸗ 
dere Übereintunft gegenüber jedem anderen Staat, der die 
gleiche Verpflichtung übernimmt, die Entſcheidung des Gerichts⸗ 
hofes in allen Fällen an, in denen es fih um rein juriſtiſche Fragen, 
wie Auslegung eines Vertrags, Fragen des Völkerrechts und Der- 
tragsverletzungen handelt. Dieſe Fakultativklauſel hatten bis zum 
Jahre 1929 erft 15 Staaten — von den Großmächten 
lediglich Deutſchland — unterzeichnet und damit freiwillig 
die Zuſtändigkeit des Gerichtshofs für alle ſich aus der Völker 
bundſatzung ergebenden rechtlichen Streitfälle anerkannt. Unter 
Führung der engliſchen Delegation haben in der Herbittagung 1929 
weitere 15 Staaten die Fakultativklauſel unterſchrieben, darunter 
England und Frankreich. Damit iſt eine weſentliche Lücke in der 
Völkerbundſatzung ausgefüllt, denn diefe überließ es lediglich der 
Anſicht der Parteien, ob eine Streitfrage der Entſcheidung des Ge⸗ 
richtshofs zugänglich ſei. 

Der Gerichtshof beſtand bisher auf Grund feines erſten vom 
Völkerbund genehmigten Statuts aus elf Richtern und vier Hilfs- 
richtern. Das neue Statut, auf Grund deſſen die jetzige Neuwahl 
vorgenommen wurde, erhöht die Richterzahl auf 15. 


Außer Schücking wurden faſt ausnahmslos Perſönlichkeiten 
gewählt, die ſich durch ihre Tätigkeit im Völkerbund ausgezeichnet 
haben, jo der japaniſche Botſchafter in Paris, Adatci, der fein 
Land feit Jahren beim Völkerbund vertritt, der langjährige Der- 
treter San Salvadors in der Dölkerbundverfammlung, Guerrero, 
der Krakauer Profeſſor Graf Roſtworowſki, der kolumbia⸗ 
niſche Dölferbundsdelegierte Urrutia ſowie der belgiſche Rechts ⸗ 
anwalt Baron Rolin⸗Jacquemyns. Neugewählt wurde 
weiter der ehemalige Präſident der Konferenz für die Reviſion des 
Statuts des Gerichtshofs vom Jahre 1929, der Holländer van 
Eyſinga. Wiedergewählt wurden der amerikaniſche Staats- 
ſekretär Kellogg, der engliſche Kronjurift Sir Cecil Hurft, 
der ſpaniſche Profeſſor Altamira, der ehemalige Leiter der 
Rechtsabteilung des franzöſiſchen Außenminiſteriums Froma- 
geot, der gegenwärtige Präfident, der römiſche Dölkerrechts- 
lehrer Anzilotti, Buftamante (Kuba), Negulescu 
(Rumänien) und Wang (China). 

Der Haager Schiedsgerichtshof ift nicht bloß das oberſte Tribunal 
der Welt, er ift auch die höchſte richterliche Inſtanz 
für das Anſehen des Völkerbundes, denn nur, wenn 
die Urteile der Haager Richter von unbedingter rechtlicher Unab- 
hängigkeit ohne politiſche Beeinfluſſung getragen 
werden, wird die öffentliche Meinung der Welt dem Dölkerbund 
und dieſer Völkerbundsinſtitution Vertrauen entgegenbringen. So 
entſcheidet letzten Endes der Haager Gerichtshof nicht nur über 
Streitfälle, ſondern über die Zukunft des Völkerbundes und der 
Fortentwicklung des Dölferbundgedantens in der Welt. 


Das Deutfche Auslands ⸗Inſtitut in Stuttgart. 


Don Dr. Hermann Rüdiger. 


Mitten im Herzen der ſchwäbiſchen Landeshauptſtadt, nicht 
weit entfernt vom Alten und Neuen Schloß, von der alten Karls» 
ſchule und mehreren großen Regierungs- und Verwaltungs ⸗ 
gebäuden, ſteht feit nunmehr fünf Jahren das Haus des 
Deutſchtums, das Heim und der Sitz des Deutſchen Ausland- 
Inſtituts. Man hört oft ſagen, daß im Schwabenland die ſozialen 
Gegenſätze ſtark ausgeglichen ſeien und dak ein ausgeprägter 
demokratiſcher Grundzug das Weſen des Schwaben beſtimme. 
Auch die örtliche Lage des Haufes des Deutſchtums iſt in dieſem 
Zuſammenhang nicht ohne Intereſſe; denn es liegt zwar zufällig, 
aber recht bezeichnenderweiſe genau die gleiche Anzahl von einigen 
hundert Schritten entfernt vom 
Wilhelmspalais, dem früheren 5 
Wohnſitz des letzten württem⸗ 
bergiſchen Königs, und vom 
Gewerkſchaftshaus in der Alt- 
ſtadt. — An der Stelle des 
Hauſes des Deutſchtums ſtand 
früher das Evangeliſche Wai ⸗ 
ſenhaus Württembergs, das 
im Laufe feiner rund 200jäh- 
rigen Geſchichte ziemlich bau- 
fällig geworden war und — 
nachdem man die Waiſenkinder 
in ein neues Beim in beſſerer 
und geſünderer Landluft vers 
legt hatte — vom Staat dem 
Deutſchen Ausland⸗ 
Inſtitut für 99 Jahre in 
Erbpacht übergeben wurde. So 
wurde aus dem Waiſenhaus 
nach koſtſpieligem Um- und 
Neubau ein deutſchtumshaus, 
ſo erwuchs aus etwas Engem 
und Urſchwäbiſchem etwas Weltweites und Geſamtdeutſches. Auch 
das entſpricht ſchwäbiſcher Eigenart in Landſchafts⸗ und Dolfs- 
charakter, die fo oft Enges und weites, Kleinliches und Grof- 
zügiges miteinander vereinigt. Eine Plaſtik über dem Eingang 
zum Deutſchen Ausland⸗-Inſtitut deutet ſymbolhaft die Aufgabe 
an, der die Arbeit des Haufes dient: Die Mutter Deutſchland, über 
einer Erdkugel thronend, breitet ſchützend ihren Mantel aus über 
ihre fünf Kindlein, die ſich um fie drängen und die auf alle Welt- 
teile verſtreut find. So wie früher den Waiſenkindern dieſes Haus 
das Elternhaus erſetzen wollte, ſo will die Arbeit im heutigen 
Haufe dazu beitragen, daß die Auslanddeutſchen fih nicht als 
Stief- und Waiſenkinder ihres Volkes und Mutterlandes fühlen. 
War die Errichtung des Deutſchen Ausland-Inſtituts, die vor 
dreizehn Jahren im vorletzten Kriegsjahr erfolgte, notwendig? Iſt 
die deutſche Schutzarbeit für das Auslandvolkstum nicht ſchon viel 
älter? Denn vor kurzem konnten doch erft der Deutſche Shul- 
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verein Südmark in ee und der Verein für das Deutſchtum 
im Ausland die Fünfzigjahrfeier ihrer Tätigkeit begehen. Es iſt 
richtig: Beſtimmte Kreiſe haben fih jhon vor dem Weltkriege 
— im alten Gſterreich Nase als im Reih — mit Dolfstums- 
und Auslanddeutſchtumsfragen beſchäftigt, aber dieſe Arbeit war 
im weſentlichen rein kulturell eingeſtellt, und ſie war im 
großen und ganzen ohne eine ſtrenge Syſtematik. Bierin ift nun 
ſeit der Gründung und dem Ausbau des Inſtituts in Stuttgart 
ein entſcheidender Wandel eingetreten; denn man berückſichtigte hier 
von vornherein auch und vor allem die wirtſchaftliche Be⸗ 
deutung des Auslanddeutſchtums, legte das größte Gewicht auf die 
flege und Stärkung der wirt⸗ 
ſchaftlichen Verbindungen zwi- 
jhen Heimat und Aus land- 
deutſchtum, und man erkannte, 
daß nirgends auf der Welt 
ohne eine feſte wirtſchaftliche 
Grundlage die ſprachliche und 
kulturelle Erhaltung des 
Deutſchtums möglich iſt. Vor 
allem aber ſchuf man in Stutt⸗ 
gart die Fentralſtelle, 
die ſrſtematiſch alle Lebens- 
äußerungen des Auslanddeutſch⸗ 
tums ſtändig beobachtet, ſam⸗ 
melt und verarbeitet. In der 
ſtrengen Ordnung, Beſtändig⸗ 
keit und ſyſtematiſchen Exakt⸗ 
heit dieſer Arbeit liegt vor 
allem die Bedeutung des Inſti⸗ 
tuts begründet; daneben 'in der 
eigenartigen Verbindung >. “ 
chaftlicher und praktiſcher Ar- 
eit. Um diefe Eigenart zu vers 
ftehen und richtig zu bewerten, iſt es notwendig, kurz zu umreißen, 
wie und in welcher Richtung gearbeitet wird. 
Die Tätigkeit des Deutſchen Ausland-Jnftituts läßt fih 
am einfachſten in drei Gruppen gliedern: 


1. wiſſenſchaftliche und ſammelnde Arbeit, 
2. praktiſche und Auskunftstätigkeit, 
5. aufklärende Tätigkeit. 


Es würde zu weit führen, hier im einzelnen eine Darſtellung dieſer 
vielſeitigen Tätigkeit und der einzelnen Abteilungen des Inſtituts, 
in denen ſie ſich vollzieht, zu geben. Wir beſchränken uns darauf, 
durch einige Hinweife und Fahlenangaben, wie fie aus dem 
Tätigkeitsbericht des Vorſitzenden des Vorſtands, Generalkonſul 
Dr. h. c. Theodor G. Wanner, auf der letzten Jahres ver⸗ 
ſammlung am 31. Mai 1950 hervorgehen, den Umfang und das 
Ergebnis der Arbeit zu beleuchten. Daraus erhellt zugleich, in wie 
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glücklicher Verknüpfung von wiſſenſchaftlicher Sammelarbeit und 
praktiſcher Auswertung die Abteilungen Hand in Hand arbeiten. 
Im Archiv werden 1500 Zeitungen und Heitſchriften vers 
arbeitet und geſammelt, find von 55 500 regiftrierten Vereinen und 
Organiſationen 22 000 Druckſachen vor⸗ 
handen, find 79 000 Feitungsausſchnitte 
zur Gegenwartsgeſchichte des Ausland“ 
deutſchtums zuſammengetragen. Was 
bedeutet das? Nicht mehr und nicht 
weniger, daß das Deutſche Ausland- 
Inſtitut die einzige Stelle in der Welt 
iſt, wo die auslanddeutſche Preſſe der 
ganzen Welt faſt lückenlos vorhanden 
iſt und ausgewertet wird, daß das In⸗ 
ſtitut in der Erfaſſung des auslanddeut⸗ 
jhen Organiſationsweſens der gege⸗ 
bene Vermittler zwiſchen Ausland⸗ 
deutſchtum und Heimat ift. Die Bü ⸗ 
cherei umfaßt heute 59 000 Bände 
— ſie iſt die Fachbücherei für die 
Kunde des Auslands und Ausland» 
deutſchtums; daneben betätigt ſie ſich 
in der Derforgung der Auslanddeut⸗ 
ſchen mit Büchern und wirkt durch 
den Bücheranzeiger des Inſtituts 
„Veue Bücher“, der in einer Auflage von faſt 50 000 Stück monat⸗ 


lich erſcheint, für den Abſatz von deutſchen Büchern im Ausland. 


Die Karten- und Bildabteilung beſitzt gegen 8900 
Karten, über 50 600 Bilder und rund 25000 Diapoſitive. Faſt 
48 000 Diapofitive waren im letzten Jahre vers 
liehen, oder mit anderen Worten: das Inſtitut 
hat für nahezu 1000 Vorträge im ganzen Reichs» 
gebiet Lichtbild⸗ und Textmaterial zur Derfüs 
gung geſtellt. 

Schon aus dieſen wenigen Angaben 
tritt klar zutage, wie auch in den wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Abteilungen des Inſtituts 
nicht Wiſſenſchaft als Selbſtzweck betrieben 
wird. Die Bedeutung ihrer Sammelarbeit wird 
aber dadurch außerordentlich geſteigert, daß ſie 
das Rüſtzeug liefern für den Beratungs ⸗ 
und Aufklärungsdienſt der übrigen 
Abteilungen. Zum Beiſpiel: Die Auswan⸗ 
dererberatung iit durch die karteimäßige Ers 
faſſung der auslanddeutſchen Vereine und Ors 
ganiſationen im Archiv in der Lage, jedem 
auskunftheiſchenden Auswanderer die für ihn 
in Betracht kommenden Vereine, Schulen, Kir- 
chengemeinden, Banken, Zeitungen uſw. feines 
Siellandes anzugeben. Nur die ſpſtematiſch 
ſeit Inſtitutsgründung durchgeführte und im⸗ 
mer mehr ausgeſtaltete Sammelarbeit gibt 
die Möglichkeit, mehr als 35000 Einzel- 
auskünfte im Jahr individuell und gut 
erteilen zu können. Ein anderes Beir 
ſpiel aus der Aufklärungsarbeit: Das Inſtitut und ſeine Mit⸗ 
arbeiter haben im Laufe des letzten Jahres gegen 500 Vorträge 
veranſtaltet, gehalten bzw. vermittelt; außerdem wurden zwei 
große Schulungstagungen, die eine An Ausbildung deutſcher Lehr⸗ 
kräfte für den Dienſt an deutſchen Auslandſchulen, die andere für 
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350 Studierende deutſcher Hochſchulen aus dem ganzen deutſchen 
Sprachgebiet, in Stuttgart abgehalten. Beides war nur möglich und 
durchführbar mit Hilfe der Materialien, der Summe von Kennt- 
niſſen, Erfahrungen und praktiſchen Auslandsbeziehungen, die im 
Haufe des Deutſchtums vorhanden find. 
Und ein drittes Beiſpiel: Das Inſti⸗ 
tut treibt Aufklärung nicht nur durch 
Vorträge und Kurfe, ſondern auch durch 
Ausſtellungen und Deröffentlichungen. 
Neben der ſtändigen Ausſtellung im 
Haufe des Deutſchtums, dem allmäh⸗ 
lich werdenden, aber über die zu engen 
Räume ſchon hinauswachſenden M u- 
jeum des Auslanddeutſch⸗ 
tums, konnte im Laufe der letzten 
1% Jahre die dritte große Wanders 
ausſtellung des Inſtituts durch 14 
deutſche Großſtädte geführt werden: 
die Danzig⸗Ausſtellung. Von den Der- 
öffentlichungen des Inſtituts ſeien die 
jetzt 40 Bände umfaſſenden Schriften ⸗ 
reihen und der alljährlich erſcheinende 
Bildabreißkalenden des Ausland- 
deutſchtums hervorgehoben. Daß die Jn- 
ſtitutszeitſchriften — die Halbmonats- 
et „Der Auslanddeutſche“ und die wöchentliche Preſſekorre⸗ 
pondenz — in gleicher Weiſe die wiſſenſchaftlichen Schätze der 
Sammelarbeit auswerten und ſie vermehren helfen, aber auch die 
praktiſche Aufklärung im In- und Ausland außerordentlich ver- 
breitern und vertiefen, ift wohl ſelbſtverſtänd⸗ 
lich, doch können nähere Ausführungen ſchon 
deswegen hier entfallen, da die Feitſchriften 
jedermann auf Wunſch zugänglich ſind und 
da der Verfaſſer dieſes Aufſatzes für ihre 
Schriftleitung verantwortlich zeichnet. 
Das Deutfhe Ausland - Jnftitut kann 
i feine hier mit kurzen Strichen umriſſene Tä- 
tigkeit erfolgreich nur dann durchführen, wenn 
es im Reih und im Auslanddeutſchtum iiber- 
all lebendige Anteilnahme, Förderung und Mit- 
arbeit findet. Das Inſtitut ift parteipolitiſch 
und konfeſſionell ſtreng neutral, es iſt im 
vollen Sinne des Wortes geſamtdeutſch einge ⸗ 
ſtellt und ſteht als gemeinnützige Einrichtung 
jedermann zur Verfügung. Es muß aller⸗ 
dings betont werden, daß das Inſtitut eine pri⸗ 
vate Organiſation ift, die fih zwar der tatkräf⸗ 
tigen und wertvollen Förderung und Unter⸗ 
ſtützung ſeitens des Reichs, der Länder, der 
Städte, Mörperſchaften und Verbände erfreut, 
die aber ihre ſchweren, für Volk und Vaterland 
lebensnotwendigen Aufgaben in der heutigen 
Seit nur meiſtern kann, wenn es von dem Der- 
ſtändnis und der Liebe des ganzen Volkes ge⸗ 
tragen wird. Geſchieht das in dem wachſenden 
Maße, wie es insbeſondere in dem letzten Jahrfünft ſeit dem Be⸗ 
pan des Hauſes des Deutſchtums der Fall war, fo wird das Deutſche 
usland-Inſtitut allezeit der uneigennützige Mittler zwiſchen Aus⸗ 
landdeutſchtum und Heimat, einer der treueſten Wegbereiter zur 
wahren Volks- und Kulturgemeinſchaft fein können. 
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der Überwachungsausſchuß. 


Eine Wahrung der Rechte der Volksvertretung gegenüber der 
Reichsregierung für die Zeit außerhalb der Tagung und nach Auf⸗ 
löſung des Reichstags war in der Keichsverfaſſung von 1871 nicht 
vorgeſehen. Ebenſowenig regelten die Verfaſſungen der früheren 
Bundesſtaaten eine derartige Wahrung der Rechte der Volksvertre⸗ 
tung gegenüber der Landesregierung. Für diefe Fwiſchenzeit ruhten 
vielmehr die Rechte der Volksvertretung vollftändig fo lange, bis der 
neue Reichstag oder der neue Landtag wieder zuſammentrat. Seite 
dem durch die Weimarer Neichsverfaffung die Dolfsfouveränität 
feſtgelegt und der Schwerpunkt der Volksvertretung in den Reichstag 
verlegt wurde, mußte für diefe Zwiſchenzeit verfaſſungsrechtlich ein 
Organ zur Wahrung der Rechte der Volksvertretung gegenüber der 
Reichsregierung geſchaffen werden, weil ſonſt durch eine monate- 
lange Lücke eine untragbare Funktionsſtörung in der Ausübung der 
Reichsgewalt erfolgen würde. Das gleiche gilt feit der Umwälzung 
von 1919 von den Ländern, den Länderverfaſſungen und den Länder- 
vertretungen. Dementſprechend beſtimmt Artikel 55 Abſ. 2 der 


Reichsverfafjung vom 11. Auguſt 1919, daß der Reichstag zur Wahr 
rung der Rechte der Volksvertretung gegenüber der Reichsregierung 
für die Zeit außerhalb der Tagung und nach Beendigung einer 
Wahlperiode oder der Auflöſung des Reichstags bis zum Ju- 
ſammentritt des neuen Reichstags einen ſtändigen Ausſchuß bes 
ſtellt, der die Rechte von Unterſuchungsausſchüſſen hat. Auf Grund 
dieſer Vorſchrift der Keichsverfaſſung hat 8 26 der Geſchäftsordnung 
für den Reichstag unter den „Ständigen Ausſchüſſen“ als erſten 
den Ausſchuß für die Wahrung der Rechte der Volksvertretung vor⸗ 
geſehen. Dagegen hat die Geſchäftsordnung für dieſen Ausſchuß, 
feine Fahl und die Art feiner Fuſammenſetzung, keine Sonder⸗ 
vorſchriften erlaſſen. Vielmehr gelten hierfür die 88 28 und 29, 
wonach der Reichstag die Zahl der Mitglieder der Ausſchüſſe regelt 
und die Ausſchüſſe ihre Vorſitzenden und deren Stellvertreter nach 
Vereinbarung im Alteſtenrat beſtimmen. 

Entſprechende Vorſchriften für die Länder find in den Länder- 
verfaſſungen enthalten, namentlich für Preußen durch Artikel 26 
der Preußiſchen Verfaſſung. Im Gegenſatz zum Reiche und zur 
Geſchäftsordnung für den Reichstag hat aber 8 15 der Geſchäfts⸗ 


325 


b 


Der Heimatdienft 


Fe R E AEE E AER S A E E E AN A EA EOE EA RE 


ordnung für den Preußiſchen Landtag dieſen Ausſchuß durch 
Sondervorſchriften dergeſtalt geregelt, daß er aus 29 ſtimmberech⸗ 
tigten Mitgliedern beſteht, die nach dem Verhältniswahlrecht auf 
die Fraktionen verteilt werden. Außerdem gehören der Präſident 
und die Vizepräſidenten dem Ausſchuß als Mitglieder mit beras 
tender Stimme an. weiter ift im Gegenſatz zum Reichstag die 
Regelung getroffen, daß den Vorſitz im preußiſchen Ausſchuß der 
Präſident und bei feiner Verhinderung einer der Vizepräſidenten 
führt. Der nach Artikel 35 Abſatz 2 der Reichsverfaſſung gebildete 
Ständige Ausſchuß des Reichstags hat in abgekürzter Form die 
nichtamtliche Bezeichnung „Überwachungsausſchuß“ erhalten. Seit 
Auflöſung des letzten Reichstags ift er bisher viermal zuſammen⸗ 
getreten. Auch bei früheren Zwiſchenzeiten zwiſchen Auflöſung des 
alten und Fuſammentritt des neuen Reichstags wurde wiederholt 
die Einberufung des Überwachungsausſchuſſes notwendig. Bei 
dieſen Tagungen, namentlich in letzter Feit, ergaben ſich manche be⸗ 
deutſamen Zweifelsfragen über Auslegung und Anwendbarkeit des 
Artikels 55 Abſatz 2 und folgeweiſe über das Fuſtändigkeitsgebiet 
des Überwachungsausſchuſſes. Fur Regelung dieſer Streitfragen 
find folgende Geſichtspunkte von entſcheidender Bedeutung. Junächſt 
wi diefer Ausſchuß die Rechte der Volksvertretung „gegenüber der 
eichs regierung“ wahren. Daraus ergibt ſich klar, daß ihm 
die Wahrung der Rechte der Volksvertretung gegenüber dem Reichs⸗ 
präſidenten nicht zuſteht. Macht alfo der Reichspräſident 
von feinen Rechten aus Artikel as durch Notverordnung Gebrauch, 
jo kann darin der Überwachungsausſchuß nicht eingreifen. Weiter 
ift daran feitzuhalten, daß der Überwachungsausſchuß grundſätzlich 
nicht die Kechte der Dollverfammlung des Reichstags hat, 
ſondern nur die allgemeinen Befugniſſe und die Fuſtändigkeit der 
lediglich zur Vorbereitung der Beſchlüſſe des Reichstags 
dienenden Ausſchüſſe, mit der beſonderen Maßgabe, daß ihm 
die Rechte von Unterſuchungsausſchüſſen beigelegt ſind. während 
. der Überwachungsausſchuß mit der Dollverſammlung des 
ichstags bezüglich der negativen Fuſtändigkeit das Gemeinſame 
hat, daß er an der vollziehenden Gewalt, die ausſchließlich zur Zu- 
ſtändigkeit der Regierung gehört, nicht beteiligt iſt, unterſcheidet er 
fih von den ſonſtigen Ausſchüſſen des Reichstags in doppelter Hin- 
ht. Einmal dadurch, daß er — ebenſo wie der im Artikel 35 
bſatz 1 geregelte Ausſchuß für Auswärtige Angelegenheiten — 
ein ſtändiger Ausſchuß ift und über die Wahlperiode des Reihs- 
tags hinausreicht. Weiter dadurch, daß ihm die beſonderen Rechte 
der Unterſuchungsausſchüſſe ausdrücklich eingeräumt ſind. Dieſe 
beiden „Ständigen Ausſchüſſe“ haben aber dauernd die 
Rechte der Unterſuchungsausſchüſſe, während der Unterſuchungs⸗ 
ausſchuß ſelbſt, der nur von Fall zu Fall eingeſetzt wird, lediglich 
r feine Wirkungsdauer dieſer Rechte teilhaftig iſt. Die beſonderen 
echte beſtehen vornehmlich darin, daß fie in öffentlicher Verhand⸗ 
lung die erforderlichen Beweiſe erheben, daß ferner die Gerichte 
und Derwaltungsbehörden verpflichtet find, dem Erſuchen der Aus- 
[fife um Beweiserhebungen Folge zu leiften und daß ihnen auf 
erlangen die Akten der Behörden vorzulegen find. 

Was die im Artikel 37 der Reichsverfaſſung geregelte Immu⸗ 
nität anlangt, wonach kein Mitglied des Keichstags oder eines 
Landtags ohne Genehmigung des Hauſes, dem der Abgeordnete an= 
gehört, während der Sitzungsperiode wegen einer mit Strafe be⸗ 
drohten Handlung zur Unterſuchung gezogen oder verhaftet werden 
kann, fo ift durch das Geſetz zur Ergänzung der Reichsverfaſſung 
vom 22. Mai 1926 ein neuer Artikel 40a der Derfaffung eingeſchaltet 
worden, wonach der Ausſchuß zur Wahrung der Rechte der Dolfs- 
vertretung bezüglich des Artikels 57 an die Stelle des Reichstags 
und, falls Ausſchüſſe des Landtags fortbeſtehen, der vom Landtag 
beſtimmte Ausſchuß an die Stelle des Landtags tritt. Der Über⸗ 
wachungsausſchuß des Reichstags hat in feinen letzten Sitzungen 
alle Anträge auf Aufhebung der Immunität von Mitgliedern der 
Ständigen Ausſchüſſe abgelehnt, weil er geglaubt hat, der Entſchei⸗ 
dung der zukünftigen Dollverfammlung des neuen Reichstags nicht 
vorgreifen zu ſollen. Dagegen hat umgekehrt die Mehrheit des 
Aberwachungsausſchuſſes aus grundſätzlichen Rechtsbedenken es ab⸗ 
gelehnt, den von Mitgliedern geſtellten Anträgen auf Aufhebung 
des Strafverfahrens gegen ein neugewähltes Mitglied des zukünf⸗ 
tigen Reichstags ſtattzugeben, weil dadurch in die Zuftändigfeit 
des neuen Reichstags eingegriffen würde. 

Reichsminiſter a. D. Dr. Bell, m. d. R. 


Die Memelbeſchwerde vor dem völkerbund. 


Als einziger Punkt auf der Tagesordnung des Dölkerbunds⸗ 
rates vom 50. September ſtand die Memelbejchwerde, die eine Reihe 
von Punkten enthielt, die z. T. wie der Finanzausgleich zwiſchen 
Memelland und Litauen, naturgemäß nur nach langwierigen Dere 
handlungen unter Zuziehung von Juriſten und Finanzſachverſtän⸗ 
digen hätten erledigt werden können. Der deutſchen Delegation kam 
es daher darauf an, zunächſt die akuten ſtrittigen Punkte zur Er⸗ 
ledigung zu bringen, die angeſichts der Wahlen am 10. Oktober 
zur Entſcheidung drängten: Neubeſetzung des Direktoriums und 
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Organiſation der Wahlen, ſo daß dieſe unbeeinflußt vor ſich gehen 
konnten. Gegenüber der anfänglichen Weigerung ſahen ſich die 
Litauer auf Grund einer Feſtſtellung des Juriſtenkomitees genötigt, 
zur Sache 5 verhandeln. 

Das Ergebnis war eine Dereinbarung zwiſchen Dr. Curtius 
und Faunius, die vom Dölkerbundsrat in feierlicher Sitzung zur 
Kenntnis genommen wurde. Bei dem Austauſch der Erklärungen 
hat fih die litauiſche Regierung nach Zurüdweifung ihrer formalen 
Einwendungen gegen die jetzige oder künftige Behandlung ſolcher 
Beſchwerden durch den Rat verpflichtet, alle Maßnahmen abzuſtellen, 
die von der Bevölkerung des Memelgebietes als Verletzung des 
Memelſtatuts und Einſchränkung ihrer bürgerlichen Freiheiten be⸗ 
anſtandet worden waren. Insbeſondere hat ſich Litauen verpflichtet, 
das zur Zeit amtierende Direktorium des Memelgebietes umzubilden 
und deſſen beide großlitauiſche Mitglieder alsbald durch zwei An⸗ 
gehörige der (deutſchen) Minderheitsparteien zu erſetzen, nach Durch ⸗ 
führung der Landtagswahl einen Präſidenten des Direktoriums in 
Fühlung mit den Parteien zu ernennen, der das Vertrauen des Land- 
tags genießt, die Wahlkreiskommiſſion und Stimmbezirkskommiſſion 
in Übereinſtimmung mit den Grundſätzen der parlamentariſchen 
Parität neu zuſammenzuſetzen und durch entſprechende Maßnahmen 
dafür Sorge zu tragen, daß nur Perſonen mit memelländiſchem 
Bürgerrecht zur Wahl zugelaſſen werden. Schließlich wurde Sicher⸗ 
ſtellung der Preſſe⸗, Redes und Derfammlungsfreiheit zugeſagt. 

Dieſe Vereinbarung iſt nicht nur zwiſchen der deutſchen und 
litauiſchen Regierung getroffen, ſondern ſtellt eine vor dem Forum 
des Völkerbunds zur Beilegung der Beſchwerde öffentlich und 
feierlich übernommene Verpflichtung Litauens dar. Wenn auch nur 
Teilerfolg, fo tft die Löſung, wie die „Germania“ ſchrieb, für die 
Memelbevölkerung durchaus zu begrüßen. 

Inzwiſchen ſind die memelländiſchen Wahlen erfolgt und die 
litauiſche Regierung hat die übernommenen und von dem Rat garan- 
tierten Verpflichtungen erfüllt. Damit dürfte der litauiſchen Regies 
rung für die Zukunft ein wichtiges und, wie die Vergangenheit 
zeigte, ſtets gefügiges Werkzeug aus der Hand genommen werden. 


Dr. Heide. 
Minderheiten und Reichstagswahl. 


Die Reichstagswahl vom 14. September hat dem Verband der 
nationalen Minderheiten in Deutſchland einen leichten Gewinn 
eingebracht. Die Gefamtzahl der Minderheitenſtimmen ſtieg von 
21020 im Jahre 1928 auf 76451. Berückſichtigt man die gegen 
1928 durchſchnittlich ſo viel höhere allgemeine Wahlbeteiligung, ſo 
bleibt der Gewinn von 5411 Stimmen hinter dieſem Durchſchnitt 
allerdings zurück. Auch iſt feſtzuſtellen, daß der ſchwere Derluft, 
den die Minderheiten bei der Wahl von 1928 im Vergleich zu der 
von 1924 erlitten hatten, durch dieſen Gewinn noch bei weitem 
nicht ausgeglichen iſt. 1924 erzielten die Minderheiten insgeſamt 
noch 92 966 Stimmen. 

Trotzdem iſt der Gewinn bemerkenswert. Und zwar deswegen 
bemerkenswert, weil er ausſchließlich von der Liſte der Polniſchen 
Volkspartei errungen wurde. Don den andern dem Verband an» 
gehörigen Minderheiten haben nur die Litauer einen Stimmen- 
zuwachs zu verzeichnen, fie erzielten 666 Stimmen gegen 290 im 
Jahre 1928. Allerdings dürfte dieſer Gewinn nur ein Zufallsgewinn 
ſein, denn er, wie überhaupt die Mehrzahl der litauiſchen Stimmen, 
iſt in Wahlkreiſen und Orten zu verzeichnen, in denen gewiß noch 
niemals ein Wort Litauiſch gehört worden iſt. Es handelt ſich 
alſo dabei offenſichtlich um verirrte Kreuze, die in den falſchen 
Kreis gerieten. Die Dänen, Frieſen und Wenden dagegen haben 
ſchwere Verluſte erlitten. Die Dänen brachten nur 1790 Stimmen 
gegen 2427 im Jahre 1928 auf, die Frieſen 226 gegen 284, die 
wenden nur 288 gegen 5102! Sie waren dieſes Mal in dem 
Wahlkreis Dresden⸗Bautzen, der ihnen bisher die Hauptmaſſe der 
Stimmen lieferte — 1928 noch 2729 — mit einem Wahlvorſchlag 
überhaupt nicht vertreten. Die Polniſche Volkspartei hat alſo alle 
dieſe Derlufte nicht nur ausgeglichen, ſondern darüber hinaus noch 
dem Verband den obengenannten Gewinn von 3411 Stimmen eins 
gebracht. Denn die Polniſche Volkspartei für ſich betrachtet, hat 
einen Zuwachs von nicht weniger als 8544 Stimmen erreicht. 
Gegen 64 917 Stimmen im Jahre 1928 hat fie dieſes Mal 78 461 
auf ſich vereinigt. 

Es dürfte fih erübrigen, auf die Wahlergebniſſe näher ein- 
zugehen, ſoweit ſie Dänen, Wenden, Frieſen und Litauer betreffen. 
Die letzten drei tragen ſo offenſichtlich den Stempel der künſtlich 
gemachten Minderheit, ihre Stimmenzahlen ſind ſo geringfügig, daß 
man fie wohl mit Recht unbeachtet laffen kann. Als Kuriofunt 
dürfte vielleicht nur intereſſieren, daß die ſogenannte Litauiſche 
Volkspartei nachweislich vom Polenbund ins Leben — wenn man 
das ſo nennen darf — gerufen worden iſt. Von den däniſchen 
Stimmen aber ift wohl nur zu fagen, daß es erfreulich ift feſt⸗ 
uftellen, wie ſehr doch bereits die Erregung und Verwirrung des 

bſtimmungskampfes vor zehn Jahren abgeklungen iſt, Beruhigung 
und Beſinnung ſich durchgeſetzt haben. Denn bei der Doltsobftime 
mung vermochten die Dänen in der zweiten Zone noch 12 800 
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Stimmen herauszuholen, der 14. September dagegen brachte ihnen 
nur noch 1790. Im übrigen läßt ſich dieſelbe Feſtſtellung auch bei 
den drei öſtlichen Abſtimmungsgebieten machen, wenn auch der 
Erfolg der Polniſchen Volkspartei dagegen zu ſprechen ſcheint. Man 
braucht nur die bei der letzten Reichstagswahl erzielten Stimmen 
mit denen der Abſtimmungen zu vergleichen, dann tritt deutlich 
zutage, wie ſehr ſich die Dinge zugunſten des Deutſchtums in zehn 
Jahren verſchoben haben. Die Sahlen lauten: 


Volks · 


Reichstags · 
abſtimmung 


wahl 1930 


Polniſche Stimmen 


weſtoberſchleſie nn Sr 194 776 37 012 
Abftimmungsgebiet Allenftein . . . » 7 980 2199 
Marienwerder 7 947 1 700 


Der Rückgang der polnifchen Stimmen beträgt alfo in Ober- 
ſchleſien wie in Oſtpreußen über 75 v. . Noch nicht einmal ein 
Viertel derer, die vor zehn Jahren ihre Stimmen für Polen ab- 
gaben, vermag heute der Polenbund um ſeine Fahnen zu ſcharen. 

Trotzdem aber erſcheint der Stimmenzuwachs, den die Polen 
bei der letzten Reichstagswahl erzielt haben, doch ſo beachtlich, daß 
er einer eingehenderen Betrachtung bedarf. Da iſt zunächſt feſt⸗ 
zuſtellen, daß die Liſte der Polen von der allgemein erhöhten Wahl- 
beteiligung ganz augenfällig ſtarken Vorteil gezogen hat. In nicht 
weniger als 25 von insgeſamt 35 Wahlkreiſen find polniſche Stim- 
men gezählt worden. Darunter ſind acht, in denen 1928 Überhaupt 
keine polniſche Stimmen vorhanden waren. Man wird nicht fehl- 
gehen, wenn man dieſes Ergebnis auf die erhöhte Rührigkeit des 
Polenbundes zurückführt. Sie erbrachte ihm aus dem bisher un⸗ 
beaderten Boden immerhin 2077 Stimmen. Im Zufammenhang 
damit verdient es beachtet zu werden, daß auch der bisher polen« 
freie pommerſche Grenzkreis Lauenburg dieſes Mal die verhältnis ⸗ 
mäßig große Fahl von 156 polniſchen Stimmen aufweiſt. Wenden 
wir uns nun den Wahlkreiſen zu, in denen von jeher polniſche 
Wählermafjen auftraten, fo ift die auffällige Tatſache zu verzeichnen, 
daß im Kheiniſch⸗Weſtfäliſchen Induſtriegebiet die erhöhte Wahl- 
beteiligung ſich auf der polniſchen Liſte gar nicht ausgewirkt hat, 
vielmehr iſt ein polniſcher Derluft von 290 Stimmen zu verzeichnen. 
Der Rückgang ſchreitet alfo fort, und zwar von 65515 bei der 
Reichstagswahl von 1920 über 19 674 im Jahre 1924 auf 19 584 
am 14. September dieſes Jahres. In den u Wahlkreiſen 
dagegen haben die Polen, mit alleiniger Ausnahme des ehemaligen 
Abſtimmungsgebietes Allenſtein, einen nicht unerheblichen Stim- 
menzuwachs zu erringen vermocht. Er iſt wohl in erſter Linie der 
erhöhten Wahlbeteiligung zuzuſchreiben. Vergleicht man auch da 
die Ergebniſſe von 1928 und 1930, ſo iſt die polniſche Stimmenzahl 
in Gberſchleſien von 30 209 auf 57012, in der Grenzmark von 
4455 auf 4989, im ehemaligen Abſtimmungsgebiet Marienwerder 
von 1512 auf 1700 geſtiegen. Im ehemaligen Abſtimmungsgebiet 
Allenſtein dagegen ſank ſie von 3029 auf 2199. 

Alle diefe Zahlen verlieren natürlich jegliche Bedeutung, wenn 
man fie vor dem Hintergrunde der 55-Millionen-Mählermaffe in 
Deutſchland betrachtet. Aber auch örtlich gemeſſen: was bedeuten 
4000 polniſche Stimmen in Oſtpreußen mit einer Bevölkerung von 
2,25 Millionen, was auch 37 000 polniſche Stimmen in Oberfchle- 
fien mit feinen 1570000 Einwohnern! Sie beweiſen nur, wie abs 
wegig die Behauptung der Polen ift, in Deutſchland gäbe es 2 Mil- 
lionen Polen, davon allein 600 000 in Gberſchleſien und 300 000 
bis 400 000 in Oſtpreußen! Eine ſtärkere Bedeutung kann aljo 
auch die geringe Derfchiebung nicht beanſpruchen, die in den 
MWählerzahlen der nationalen Minderheiten in Deutfchland ein⸗ 
getreten ift. Weder nach der Derluft- noch nach der Gewinnſeite. 
Ein allgemeineres Intereſſe verdienen nur der polniſche Derlujt in 
Oſtpreußen und der Gewinn in Gberſchleſien. Auf den oſtpreußi⸗ 
ſchen Regierungsbezirk Allenſtein, im beſonderen auf die ermländi⸗ 
jhen Kreiſe Allenſtein und Rößel hatten die Polen dieſes Mal 
beſondere Jag ee geſetzt. Sie glaubten wohl in den im ver- 
gangenen Jahre eingerichteten und von ſtaatspolniſchen Lehrern ge⸗ 
leiteten polniſchen Schulen beſonders zugkräftige Werbezellen ge⸗ 
ſchaffen zu haben. Das Gegenteil iſt der Fall. Gerade in den 
Ortſchaften mit Minderheitenſchulen ift der Rückgang der polniſchen 
Stimmen beſonders auffällig. Der polniſche Gewinn in Gber⸗ 
ſchleſien dagegen wird der Tätigkeit des Polenbundes zweifellos 
einen neuen ſtarken Antrieb geben. Er hat mit einem Schlage die 
Hoffnung neu belebt, bei der nächſten Landtagswahl 40 000 Stimmen 
und damit zwei Mandate zu erringen. Max Worgitzki. 


Kegierungswechſel in Gſterreich! 

Unſere Zeit der politiſchen Überaſchungen hat beinahe über 
Nacht auch in Öfterreich einen Szenenwechſel gebracht. Genau am 
Jahrestage ſeines Amtsantritts wurde das Nabinett Schober zur 
Demiſſion gezwungen, weil die chriſtlichſozialen Miniſter die 
weitere Beteiligung an der Regierung verweigerten und ihre Haltung 


öſterreichiſchen Intereſſen bei der Haager e die 


von der Parteileitung einmütig gedeckt wurde. So überraſchend 
dieſe Ereigniſſe jedem Außenſtehenden kamen, war es doch jedem 
Kenner der inneren Vorgänge in Öiterreich klar geworden, daß die 
ſtändig zunehmende Spannung zwiſchen dem Bundeskanzler 
Dr. Schober und der größten Partei zu einem Ereignis führen 
mußte, das die Ungewißheit über das innerpolitiſche Kräftever⸗ 
hältnis mit einem Schlage beſeitigte und eine Klärung der Lage 
herbeiführte, 

Der öſterreichiſche Staat konnte in dem einen Jahr der Re⸗ 
gierung Schober eine lange Reihe außenpolitiſcher Erfolge buchen. 
Nachdem es dem Kanzler gelungen war, durch die legale Durch⸗ 
führung der Derfafjungsreform in Oſterreich im Auslande das Ders 
trauen zu erwecken, daß die weitere Geſtaltung der Dinge durch keine 
Gewaltakte geſtört würde, konnte er ſich mit vollen Kräften der 
Bereinigung der wichtigſten außenpolitiſchen Aufgaben zuwenden. 

nnerhalb weniger Wochen gelang es ihm durch den Abſchluß eines 

chieds ⸗ und . mit Italien, die äußerft 
empfindliche Spannung zwiſchen Öiterreich und dieſem größten fiid- 
lichen Nachbarn zu beſeitigen, durch eine energiſche Vertretung der 


vollkommene Befreiung des Landes von allen Reparationsverpflich⸗ 
tungen durchzuſetzen, durch einen Staatsbeſuch in Berlin die unver⸗ 
brüchliche Verbundenheit aller öſterreichiſchen Außenpolitik mit der 
politiſchen Führung in Berlin aufs neue zu verankern und den 
Abſchluß des längſt fälligen öſterreichiſch⸗deutſchen Handelsvertrages 
nachdrücklichſt zu betreiben. Die weiteren Aktionen Dr. Schobers im 
Auslande bezogen fa auf die Beſchaffung der notwendigen Fn- 
veftitionsanleihe, die ebenfalls vor einigen Monaten unter Dach 
gebracht werden konnte. In allgemeiner Erinnerung iſt noch das 
erfolgreiche Auftreten Schobers bei der Völkerbundsverſammlung 
in Genf, bei der er ſich mit Entſchiedenheit für eine nüchterne und 
realpolitiſche Inangriffnahme eines paneuropäiſchen Programmes 
durch Schaffung regionaler, handelspolitiſcher Staatengruppen ein⸗ 
ſetzte und mit aller Klarheit zum Ausdruck brachte, daß für Öfter- 
reich nur die Beteiligung an einer Staatengruppe unter Führung 
Deutſchlands in Frage kommen könne. 


War es dem Bundeskanzler Dr. Schober auf diefe Weiſe ger 
lungen, einen großen Teil feiner außenpolitiſchen Zielſetzung zu 
realiſieren, jo trat nach feiner Rückkehr von Genf die bis dahin 
ſtark zurückgedrängte Innenpolitik wieder in den Vordergrund. 
Sie ſtellte den Kanzler vor ſchwerwiegende Entſcheidungen, die 
bis jetzt aufgeſchoben werden konnten und dieſe führten zur 
KHampfanſage der größten bürgerlichen Partei an ihn. Die chriſtlich⸗ 
ſoziale Ha machte geltend, daß ihre Wünſche während des 
ganzen Jahres vernachläſſigt worden waren und verlangte in ulti- 
mativer Form ihre Erfüllung. Der eigentliche Anlaß, der ſchließlich 
zum Bruch führte, ſpielt neben der Tatſache, daß fih Bundeskanzler 
Dr. Schober gegenüber der Gegnerſchaft der größten parlamen« 
tariſchen Gruppe nicht mehr behaupten konnte, eine nebenſäch⸗ 
liche Rolle. 

Innerhalb weniger Tage gelang es der chriſtlichſozialen Partei, 
deren Führer und bisheriger Dizefanzler Daugoin vom Bundes- 
präfidenten logiſcherweiſe mit der Neubildung der Regierung be- 
auftragt worden war, ein neues Miniſterium zu bilden. Da der 
überraſchende Vorſtoß der Chriftlichfozialen gegen Dr. Schober nicht 
die Billigung der übrigen bürgerlichen Parteien, der Großdeutſchen 
und des Landbundes gefunden hatte, zeitigte Schobers Sturz die 
weitere, durchaus unbeabſichtigte und unerwartete Folge, daß die 
ſeit Jahren feſtgefügte bürgerliche Einheitsfront gegenüber der 
ſozialdemokratiſchen Oppoſition zerbrach und eine Beteiligung der 
Großdeutſchen Partei und des Landbundes an der neuen Regierung 
nicht erreicht werden konnte. Die dadurch entſtandene gefährliche 
Iſolierung der Chriſtlichſozialen veranlaßte Vaugoin, die ſtärkſte 
ſtaatsmänniſche Autorität ſeiner Partei in die Waagſchale zu werfen, 
indem er den früheren Bundeskanzler Dr. Seipel bat, das 
Außenminiſterium des neuen Kabinetts zu übernehmen. Nach deffen 
unverzüglicher Rückkehr von einer ſkandinaviſchen Dortragstournee. 
war es fein erſtes Bemühen, den Ausfall der bisherigen bürger⸗ 
lichen XKoalitionspartner durch die Beteiligung der Heimwehr- 
bewegung an der Regierung wettzumachen. Während das Finanz- 
reſſort in den Händen des Beamtenminiſters Juch verblieb, der 
ſchon unter Schober die Finanzen verwaltete und damit die Kon- 
tinuität der Finanzverwaltung verbürgt, während das Ackerbau⸗ 
miniſterium dem ehemaligen Ackerbauminiſter Thaler übergeben 
und auch der frühere Resser für foztale Fürſorge Schmitz mit 
der Verwaltung dieſes Reſſorts neuerlich betraut wurde, war es 
neben dem Wiedereintritt Dr. Seipels in das neue Miniſterium das 
ſenſationellſte Moment, daß der offizielle Führer der Heimwehr- 
bewegung, der ehemalige Fürſt Starhemberg, die Führung 
des Innenminiſteriums und der Beimwehrführer Hueber aus 
Salzburg die Leitung des Juſtizreſſorts übernahmen, 


Dieſe Entwicklung brachte mit einem Schlage die innerpoliti⸗ 
ſchen Verhältniſſe in Öfterreich in Fluß. In dem Augenblick, als 
die Heimwehrbewegung, die zunächſt als Gegenfpielerin des Parlas 
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mentarismus und der politifchen- Parteien auftrat, ihr rein 
negatives Programm, die Bekämpfung der ſozialiſtiſchen Oppo⸗ 
ſition, infolge ihres ſtürmiſchen Anwachſens verlaſſen mußte 
und nach ſtaatspolitiſchen Formulierungen ſuchte, mußte ihre 
bisherige Einheitlichkeit ſchwer beeinträchtigt werden. Ihre mili⸗ 
tanten Formationen beſtehen aus Angehörigen der chriſtlich⸗ 
ſozialen Partei, der Großdeutſchen, des Landbundes, der National- 
ſozialiſten und aus bürgerlichen Elementen, die fich keiner Partei 
zuzählen. Solange die allgemeine Sielſetzung des Kampfes gegen 
links das einigende Element bildete, gab es keine inneren Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten. Mit der Beſetzung machtpolitiſcher Poſitionen 
mußte das Ringen um ſtaatsrechtliche Formulierungen zwiſchen den 
einzelnen politiſchen Gruppen ihrer überparteilichen Örganifation 
ernſte Meinungsverſchiedenheiten heraufbeſchwören. 

Da die neugebildete Regierung zudem nicht mit einer Mehr⸗ 
heit im Parlament rechnen konnte, wurde ſofort der Appell an 
das Volk vollzogen und zum erſten möglichen Termin die Neuwahlen 
zum Nationalrat ausgeſchrieben. So wird der 9. November zum 
Schickſalstage Öfterreihs werden, der vorausſichtlich die weitere 
imierpolitiſche Entwicklung auf Jahre hinaus beſtimmt. Dieſe 
Wendung der Dinge ſtellte auch die Heimwehrbewegung vor die 
ſchwierige Aufgabe, über ihr Verhalten im bereits begonnenen 
Wahlkampfe zu entſcheiden. Scheinbar wird es nicht möglich fein, 
dafür eine einheitliche Formel zu finden, die für das > Bundes- 
gebiet Geltung haben foll. Es ift vielmehr jhon beſtimmt, daß die 
Heimwehr in einzelnen Wahlkreiſen fih auf eine gemeinſame Liſte 
mit den Chriſtlichſozialen einigt, während fie in anderen Wahl- 
bezirken als ſelbſtändige Partei unter dem Namen „Heimatblock“ auf- 
zutreten beabſichtigt. Je nach der Stellung einzelner Heimwehr- 
gruppen, die ſich aus den verſchiedenſten Lagern rekrutieren, hat 
demgemäß der Eintritt von Heimwehrvertretern in das gegen- 
wärtige chriſtlichſoziale Minderheitskabinett Zuftimmung oder Ab- 
lehnung gefunden. 

Daß neben den vielfachen Ferklüftungen und Spaltungen 
bürgerlicher Gruppen ſich verſchiedene Mittelparteien unter der 
Führung des bisherigen Bundeskanzlers Dr. Schober zu einer ein⸗ 
heitlichen Gruppe der Miete zu konzentrieren ſuchen, muß ohne 
Sweifel gegenüber einer politiſchen Kräftevergeudung durch über- 
reichliche Parteibildungen begrüßt werden. Immerhin iſt damit zu 
rechnen, daß neben den bisherigen im Parlament vertretenen Par- 
teien nicht nur die Gruppen der Heimwehren, ſondern auch die 
Nationalſozialiſten, ermuntert durch ihren großen Erfolg im Reiche, 
eine außerordentlich verſtärkte Agitation entfalten werden. Anderer⸗ 
ſeits ſcheint es diesmal auch bei der Linken nicht zu einem gemein⸗ 
famen Vorgehen der Sozialdemokraten mit den Kommuniften zu 
kommen und die durch die große Wirtſchaftsnot allenthalben bemerk⸗ 
bare Radikaliſierung der Wählermaſſen dürfte vielleicht dazu führen, 
daß diesmal auch einige kommuniſtiſche Abgeordnete in den neuen 
Nationalrat einziehen werden. 

So iſt Öfterreich unerwartet raſch vor die Entſcheidung geſtellt, 
die ein normaler Ablauf der Dinge erſt im nächſten Frühjahr er⸗ 
fordert hätte. Unzweifelhaft wird dabei eine gewiſſe Rückwirkung 
der letzten Ereigniſſe im Reih fühlbar fein. Andererſeits kann 
auch damit gerechnet werden, daß der Ausgang des Wahlkampfes 
in Öfterreich, der unter dem Zeichen der Regierungsbeteiligung 
einer bisher bis zu einem gewiſſen Grad parlamentsfeindlichen 
Strömung vor fih geht, auch die kommende Entwicklung der inner⸗ 
politiſchen Zukunft des Reiches präjudiziert. 

Dr. Waſſerbäck. 


Zum Rampf um die Sozialverſicherung. 


Das Deutſchland der Nachkriegszeit hat aus der Neugeſtaltung 
der ſozialen Auffaſſung die natürliche Konſequenz gezogen, die So⸗ 
zialverſicherung, die Einrichtung, die der als Arbeitnehmer tätigen 
überwiegenden Maſſe des benen Volkes Lebensſicherung bietet, 
materiell und perſonell auszubauen. Gerade das Anwachſen der 
wirtſchaftlichen Not, die Steigerung der Arbeitsloſigkeit mit ihren 
efundheitlich nachteiligen Folgen konnte im ſozial gelenkten Staat 
fd nur in diefer Richtung auswirken. Wenn die mit diefem Ausbau 
unausbleiblich verbundenen erhöhten Aufwendungen in dieſem 
Sommer zu ſcharfen Eingriffen in die Krankenverſicherung führten, 
ſo ſind dieſe durch das nicht mehr zu bewältigende Maß an Arbeits⸗ 
loſigkeit und die unglückliche Lage der Reichsfinanzen zu erklären. 
Schon geraume Zeit länger aber beſteht ein Kampf grundſätzlicherer 
Art gegen die Sozialverſicherung. So iſt die alte Klage um die 
„ſoziale Belaſtung“, wie die Wirtſchaft die Aufwendungen für die 
Sozialverſicherung zu bezeichnen pflegt, wieder Gegenſtand der 
öffentlichen Diskuſſion geworden. So hat Hark ſein Buch „Irr⸗ 
wege der Sozialpolitik“ ſchreiben und durch propagandiſtiſche Ge⸗ 
ſchicklichkeit weit verbreiten können, in dem er nachweiſen zu können 
vermeint, daß Sparen billiger und zweckmäßiger fei als Derfichern. 

Die Erkenntnis, daß mit dieſem Feldzug der Idee und den 
Leiſtungen der Sozialverſicherung Gewalt angetan und ihre Ent- 
wicklung im Ausland unterbunden wird, hat die Abwehr der Angriffe 
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auf den Plan gerufen. Vor allem hat der verantwortliche amtliche 
Leiter der deutſchen Sozialverſicherung, Miniſterialdirektor 
Dr. Grieſer, wiederholt in Wort und Schrift gegen die Angriffe 
Stellung genommen und die ſozialpolitiſche Bedeutung der Verſiche⸗ 
rung nachgewieſen — auch in neueſter Zeit, wenn er die Beſtim⸗ 
mungen vom 26. Juli 1930 vertreten hat. 

In dieſem ganzen Kampf wirkt aber beſonders verwirrend, daß 
immer wieder gewiſſe Kreife erklären, daß der Aufwand der Sozial⸗ 
verſicherung eine „unproduktive“ Belaſtung der Wirtſchaft darſtelle, 
die dieſe ohne ernſte Gefährdung nicht zu tragen vermöge. 

Diefer Haltung ift mit rein ſozialpolitiſchen Erwägungen nicht 
beizukommen. Biergegen find wirtſchaftswiſſenſchaftliche Beweiſe 
notwendig. Daher verdient eine in dieſem Frühjahr erſchienene 
Schrift, deren knapper Umfang in genauem Gegenſatz zu ihrem ſach⸗ 
lichen Gehalt ſteht, beſondere Beachtung. Sie hat als Derfaflerin 
die bekannte Wirtfchaftswiffenfchaftlerin und Sozialpolitikerin 
Profeſſor Dr. Frieda Wunderlich), die in ihrem grund⸗ 
legenden wirtſchaftsphiloſophiſchen Werk „Produktivität“) die 
Lehre von der Bezogenheit von Wirtſchaft, Sozialpolitik und Wohl- 
ungen aufgeſtellt, und nachgewieſen hat, daß Sozialpolitik, 
inngemäß aufgebaut und ausgeführt, auf die Wirtſchaft produt- 
tivitätsſteigernd wirken muß. Die Gedanken find jetzt in die wirt⸗ 
ſchaftswiſſenſchaftliche Diskuſſion eingegangen. Diefe Erkennt⸗ 
niſſe bilden den Boden, auf dem Frieda Wunderlich ſich mit 
dem „Kampf um die Sozialverſicherung“ auseinanderſetzt. Die Be⸗ 
herrfhung der wirtſchaftlich⸗ſozialpolſtiſchen Fuſammenhänge hat 
es, ergänzt durch eine packende Prägnanz des Ausdrucks, der Pers 
faſſerin ermöglicht, auf dem ſchmalen Raum von 25 Seiten auf alle 
weſentlichen Geſichtspunkte einzugehen. Sie befaßt ſich zunächſt 
mit der Debatte um die einzelnen Zweige der Sozialverſicherung 
(wobei die Arbeitsloſenverſicherung wegen ihrer andersartigen Pro⸗ 
blematik außer Betrachtung bleibt). Zur Unfallverficherung werden 
die Gründe für die Beruhigung des Streits aufgezeigt. In der Be⸗ 
handlung der Angriffe gegen die Invalidenverſicherung wird nach⸗ 
gewieſen, daß die Hartiche Behauptung, Sparen fei vorteilhafter 
als Derfichern, auf der Außerachtlaſſung der Realitäten des Wirt⸗ 
ſchafts⸗ und Kapitalmarkts und einem völligen Derfennen des Ders 
icherungsprinzips beruht. Die gegen das Syſtem der Urankenver- 
ſicherung vor allem von Arzten — Sief, Stappert, Baeumer u. a. — 
erhobenen Klagen über mißbräuchliche Inanſpruchnahme unterſucht 
die Verfaſſerin unvoreingenommen und ſehr ſorgfältig. Sie ſtellt 
aber feſt, daß in allen dieſen Schriften die ſozialen Momente nicht 
ausreichend gewürdigt werden, daß z. B. zur FFeſtſtellung von 
„Arbeitsfähigkeit“ nicht genügt, den Patienten und feinen Geſund⸗ 
heitszuſtand zu kennen, ſondern daß es auch darauf ankommt, die 
Arbeit zu kennen, die er wieder ausführen muß. „Eine teil- 
weiſe Arbeitsunfähigteit hat in der modernen Wirtſchaft keinen 
Raum.“ Für eine in gewiſſem Grade als notwendig anerkannte 
Reform der Krankenverſicherung werden die Umriſſe gekennzeichnet. 

Die der ganzen Abhandlung zugrunde liegenden Zufammen- 
hänge von „Sozialverſicherung und Wirtſchaft“ werden dann noch in 
einem eigenen Abſchnitt, der unter den oben angedeuteten Geſichts⸗ 
punkten der Schrift ganz beſonderen Wert verleiht, dargeſtellt. Die 
Bezeichnung „ſoziale Laſt“ ſei falſch, da fie „einſeitig nur die Koften 
hervorhebt, ohne an die Gewinne zu denken“. Das Wachſen des 
Aufwandes der Sozialverſicherung in der Nachkriegszeit ergibt ſich 
aus der zunehmenden Steigerung der Exiſtenzunſicherheit und der 
Einbeziehung immer weiterer Schichten in dieſes Schickſal“ — der 
ſteigenden Schwierigkeit, „ältere“ Arbeitskräfte unterzubringen — 
der Überalterung der Bevölkerung. Für die Wirtſchaft als Geſamt⸗ 
organismus wirkt fih die Derficherung als Zwangsſparkaſſe aus. 
„Sozialverſicherung ift öffentlich⸗rechtliche Bewirtſchaftung von 
Arbeitskraft.“ Sie wirkt produktiv, indem ſie Lebensſicherung 
bringt für „die Bevölkerungsſchicht, auf deren Gefundheit, Intelli⸗ 
genz, Kraft und Arbeitsfreude das wirtſchaftliche Schickſal der 
Nation mitentſcheidend ruht, mit deren Arbeitskraft wir daher 
pfleglich und ſchonſam umgehen müſſen“. 

In einem kurzen Schlußwort, das in der faſt herben Knapp⸗ 
heit feiner Formulierung beſonders eindrucksvoll wirkt, faßt Frieda 
Wunderlich ihre Ausführungen noch einmal dahin zuſammen, „daß 
die Erhaltung und Wiederherſtellung der Leiſtungsfähigkeit des 
arbeitenden menſchen eine wirtſchaftliche Leiſtung erſten Ranges 
iſt“. Daneben aber habe die Sozialverſicherung eigenwertige kulturelle 
und foziale Aufgaben zu erfüllen — das menſchliche und bürger ⸗ 
liche Dafein der Arbeiterfamilie zu ſichern und „würdig“ zu machen. 
Der Vorwurf mangelnder Verantwortung treffe andere Kreiſe in 
genau dem gleichen Maße. „Jedenfalls“, jo fließt die Derfaflerin, 
„wird auf der Grundlage relativer Lebensſicherung eine arbeits- 
kräftigere Generation erwachſen als auf der Grundlage der Lebens ⸗ 
angſt. Es entſpricht der Idee der Gerechtigkeit und der Solidarität, 
allen Volkskreiſen die relative Lebensſicherung zu geben.“ 

Gertrud Israel. 
x „Der Ra m die Sozialverſicherung. riften bes 
Deulfchen Verbandes! us Sede Ben Heft s. Berlin 18251 935. 2 fl 60 Pfg. 


2) Verlag Guſtav Fiſcher, Jena 1926; vgl. insbeſondere Kapitel; Pro- 
duktive Kraft. s 
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Meiſterwerte aus vreußiſchen Schlöffeen - von Paul F. Sqhmiot. 


Als Ergänzung des am 2. Oktober eröffneten Deutſchen 
Muſeums in Berlin veranſtaltete die Verwaltung der Schlöſſer und 
Gärten in den ſchönen Räumen der Akademie eine Ausſtellung hers 
vorragender Kunſtwerke aus den Schlöffern, die dem preußiſchen 
Staat bei der Auseinanderſetzung mit den Hohenzollern zugefallen 
ſind. Man findet ſich hier 
in doppelter Weiſe erfreut. 
Einmal wird vor aller 
Augen an ausgeleſenen 
Beiſpielen dargelegt, welch 
koſtbares Kulturgut dem 
Volk hier zu Eigentum 


übermacht worden iſt. Der 
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Cranach: Joachim II. v. Brandenburg 
als Kurprinz (Schloß Monbijou) 


gewaltige Komplex der Berliner und Potsdamer Schlöſſer, die 
Fürſtenſitze von Kafjel und Wilhelmshöhe und Wilhelmstal, von 
Brühl und Homburg erſcheinen gleichſam auszugsweiſe mit ihren 
unſchätzbaren Gemälden, Skulpturen, Möbeln, Aleinkunſtwerken. 
Und zweitens werden dieſe Schätze 
jedermann auf die angenehmſte Weiſe 
erreichbar gemacht, in einer muſter⸗ 
haft ſchönen Aufſtellung, nach ge- 
ſckichtlichem und örtlichem Sufammen- 
hang. Man erkennt oft erſt in dieſer 
Schau, was für Moſtbarkeiten unſere 
Schlöſſer bergen. Darum ſei dem 
neuen Verwalter der Schlöſſer und 
Gärten, Miniſterialrat Dr. Gall und 
feinen Helfern, für dieſe bezaubernde 
Ausſtellung öffentlich Dank geſagt. 
Eine Ergänzung zum Beutſchen 
Muſeum bedeutet ſie inſofern, als ſie 
mit Nachdruck die Zeit zwiſchen 1700 
und 1820 in Höchitleiftungen zum 
Ausdruck bringt, während das Deutſche 
Muſeum Mittelalter und Renaiffance betont, Barock und Rokoko aber 
ſozuſagen nur anhangsweiſe erſcheinen läßt. Man kann das auch ſo 
ausdrücken: die einheimifche Kultur Brandenburg-Berlins begann 
fih ſelbſtändig erft um 1700 mit dem erſten Preußenkönig zu ent⸗ 
falten, um unter Friedrich dem Großen und dann 
im Klaffizismus ihre Blütezeit zu erleben. Die 
größte und ſchöpferiſche Kunſtzeit Deutſchlands, 
vom 11. bis zum 16. Jahrhundert, konnte das 
gegen erſt im Laufe des letzten Menfchenalters 
von der Muſeumspolitik nachholend dargeſtellt 


Nouſſeau: 
Karnevaloball im Bonner Hoftheater (Schloß Brühl) 


Watteau: Das berühmte Firmenſchild eines Kunſthändlers. In 2 Teile 
zerſchnitten, die wieder zuſammengeſetzt worden ſind (Schloß Berlin) 


Weitſch: Friedrich Wilhelm III. 
u. Luiſe v. Preußen (Schloß Eharlottenbg.) 


von Werken des Barock und Rokoko 
in Berlin fehen können, ift in den Hohenzollernſchlöſſern 
wurzelſtändig erhalten; die frühere deutſche Kunſt wurde von 
Bode und ſeinen Nachfolgern durch Muſeumserwerbungen für 


werden. Was wir 


Berlin erobert. — Doch gibt es in der Akademie immerhin 
einige wunderbare 
Dinge aus dem 15. 


und 16. Jahrhundert, 
Meiſterwerke von Cras 
nach und Baldung. 
Der Barock iſt vor 
allem durch die herr⸗ 
liche, aber fait un⸗ 


Therbuſch: 
Gräfin Lichtenau (Schloß Monbijou) 


bekannte Büſte des Prinzen von Homburg von der Hand 
Schlüters, durch einige Möbel und Gobelins vertreten. Haupt⸗ 
nachdruck liegt auf dem Rokoko, im Mittelpunkt ſteht Friedrich 
der Große als Bauherr und Sammler. Kojtbare Möbel, feine bes 
rühmten Tabatieren und die Gemälde 
eines Watteau, Lancret, Detroit, 
Chardin und Pesne zeugen von 
feinem Geſchmack. Dann die Über- 
gangszeiten und der ſiegreiche Klaffi« 
zismus in Kaſſel wie in Potsdam. 
Die Tifchbein, Weitſch, Cherbuſch, 
Sieſenis ſind die Maler dieſer 
ſachte ſterbenden Kultur, das Bild- 
nis ihr Hauptdarſtellungsgebiet, wie 
die meiſterlichen Repräſentations⸗ 
ſtücke der bekannten Gräfin Lich⸗ 
tenau (Mätreſſe Friedrich Wil- 
helms II.) und des Ehepaares Kuiſe 
und Friedrich Wilhelm III. bezeugen. 
Das reine Empire bringt vor allem 
die vollendet ſchönen möbel und 
Goldbronzegeräte von Parifer Herkunft aus Kaflel. Es läßt 
fih nicht leugnen, daß Frankreich, wie im 18., fo auch im 
19. Jahrhundert auf künſtleriſchem Gebiet für ganz Europa 
führend bleibt. Kunſt iſt aber im höchſten Sinne ſtets inter- 
national, und es bildet auch heute den Ruhm 
vieler Schlöſſer, Muſeen und Privatſammlungen, 
daß man das Beſte wählte, da wo es eben 
entſtand. 


Spindler: 
Kommode (Neues Palais) 
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„Rationelle Menſchenfüh⸗ 
rung als Grundlage einer 
erfolgreichen erſonalpoli⸗ 
tif“, von Prof. Dr. ing. 

Müller, Regierungs- 
baurat a. D. 270 S. 1930. 
Verlag Buchholz & Wei 
wange, G. m. b. H., Berli: 
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Eutſcheidungen des ſtän⸗ 
digen internationalen Ge⸗ 
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ſchen Rentnerbundes auff richtshoſes. Nach der Beite 
der Bremer Bundesver- folge geordnet. Ausgabe 
ſammlung am 23. und in deutſcher überſetzung, 
24. Mai 1930. Heraus- durchgeſehen von dem Gene- 
fte eben von der Preſſe⸗ ralſekretär des Gerichtshofes 
tel 
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von Arthur Wagner. Mit i i wird, M.⸗S. „Monte Pas⸗ 
vielen Rechenbeiſpielen, Sechſer Pang (ge. 7 — coal“ feine Jungfernreiſe 
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mehrte und verbeſſerte Auf- r auf der gleichen Werft vom 
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nftitut für internatio- | Schrift Nummer 49, Berlin- wertvollen Zuwachs für die 
nales Recht in Kiel: Ent- Zehlendorf 1930. Flotte der Hamburg ⸗Süd 


. ga Statiſtiſches Jahrbuch für | und werden abwechſelnd 


Geſchaftliche 
Mitteilungen 


Das neue Motorſchiff 


Ein Tagebuch der Mutter für das Jahr 1031 


EIN JAHRESKALENDER 
FÜR MÜTTER UND KINDERFREUNDE 


Herausgegeben im 4. Jahrgang von Adele Schreiber 
Preis nur 3.— RM 
Eine stete Quelle der Freude und Anregung 


Dieser längst eingeführte, in weitesten Kreisen beliebte 
Kalender, ein Führer durch Mutter- und Kinderland 
erscheint mit noch schöneren Bildern als seine Vor- 
änger, auf bestem Kunstdruckpapier und sechs 
arbigen Bildern: jedes Blatt ein künstlerischer Wand- 
schmuck. Jeder Text in knapper Zusammenfassung 
bringt Anregung und Belehrung über die mannigfachen 
Sonderfragen desgroßen Gebietes: Hygiene und Körper- 
kultur, Ernährung und Kleidung, Erziehung in Haus, 
Kindergarten und Schule, Fürsorge, Jugendbewegung, 
Mutter, Ehe und Vererbung, und dazu finden wir 
ernste und heitere Worte bekannter Dichter. 
Für ein „Tagebuch der Mutter“ sind die stattlichen 
Rückseiten freigelassen, damit jede Mutter in kurzen 
Worten Tag für Tag und Woche für Woche den Ent- 
wicklungsgang ihres Kindes festhalten kann für spätere 
Zeiten. In vielen Häusern stehen schon gesammelt diese 
Tagebücher der ersten drei Jahrgänge. Auch die Blätter 
des vierten Jahrgangs werden in ihrer Reichhaltigkeit 
sorgfältig aufbewahrt werden als kleines Nachschlage- 
werk, zu dem ein Stichwörterverzeichnis den Schlüssel 
gibt und auf das man immer wieder zurückgreift. 


ZWEI PREISAUSSCHREIBEN 
für die Bezieher des Kalenders 


1. Für Erwachsene: 
Die schönsten, originellsten Photographien zu dem Thema 
„Mutter und Kind““ werden prämiiert (25 Preise). 


2. Für Kinder: 
Die Kleinen, die wirklich selbst zu einem bunten, von 


Kinderhand gemalten Bilde die schönste selbst erfundene 
Geschlehte erzählen, erhalten schöne Preise. 


t3- die Freie und Hanſeſtadt in den regelmäßigen Linien⸗ 
E 1929/1980. Ger- |dienft nad Sübamerita und 
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5 Kommiſſionsverlag von |meerländern Verwendung 


nſtitutdirektor Profeſſor | a5 i 
11 Schücking. unter Rütde & Wulff, Hamburg. finden. 
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Hoffe PR DR Pr 


N.B. Leiden. Gesundung, Band 1: 


Eruſt Kahn und Fritz Stottwechselkranchelten und Ernährungsschäden, deren 
Naphtali, Wie lieſt man den | Verhütung und Heilung! / Herausg.: Prof. Dr. Gudzent 
steil einer Tages⸗ 90 S. Din A 5, Zweifbg. Umschl. / Magerkeit- 
Ber 110, Zaufenb. Boll- | Fettleibigkeit - Zuekerkrankheit - Rachitis u. a. 


— . preis Verhüten ist besser als heilen! 


. m. b. H., Abt. Bestellen Sie darum sofort,, Gesundung“ 
ruzel O RM 1,50 Bd. 1 v. Verlag H. S. Hermann GmbH., 


Buchverlag, Frankfurt am 
5 Berlin SW 19, Postscheck-Konto 20781 
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Volkswirtschaftliche Blätter 


für 

VERWALTUNG 
INTERESSENVERTRETUNG U. 
FORSCHUNG 


u. Porto 


Herausgeber: 


Prof. Dr. Krueger de Corti, Volkswirt RDV. Nur 2 aus hunderten, begeisterten Presseurteilen: 
° Dr. Max Osborn schreibt in der „Vossischen Zeitung““: 

„Der Kalender ‚Mutter und Kind‘ stellt sich nicht nur als die recht 

Schriftleitung: glückliche Ausführung eines guten und gesunden Gedankens dar, sondern 

Dr. rer. pol.K.Pintschovius, Volkswirt RDV. :. e . 

Dr. jur. W. Adler, Volkswirt RDV.; Dr. phil. Haltung . .. gerade der Wechsel klassischer und moderner Werke 


cam. H. Lotheissen, Diplom- Volkswirt; Er A. == 5 


Die Bauhütte““, Berlin: 
Dr. rer. pol. G. Zoll, Volkswirt RDV. 2227 8 


unsere erfreuten Augen. Und unsere Freude wird uns vertieft, wenn 
wir die Texte lesen, die uns nach und nach die Blätter bieten. 


Und so urteilen die Käufer: 


„ . . » ‚Mutter und Kind« schöpfen aus ihrem Kalender soviel Schönes 
(ich habe jetzt den dritten), daß man nur wünschen kann, ihn jedes Jahr 
neu auf dem Weihnachtstisch zu schen.. Frau Friedel Sandkaulen. 


VERLAG VON DUNCKER & HUMBLOT 
MUNCHEN UND LEIPZIG 


Zu beziehen durch die Buchhandlungen oder vom 
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Vorbild kiar in Dr. Harangs Anstalt 
mit 83 c h i 1er h e i m 


Halle - Saalo gepre 2115. z Prospekt 7 


Oberrealschule 


2 leit d. 
mit Internat Schalbrüdern 
Illertissen b. Ulm/D. 


Pädagogium Finkenwalde 
bei Stettin, Waldstraße 5 Internat 


Von Sexta bis Abitur 
Besondere Förderung Zurückgebliebener 


Technikum Sternberg 
Mecklbg. 


Pädagogium 
Schwarzburg i. Thür. 


Oberrealschule mit Gabelung (Reformrealgymnasium 
neueren Stils nach preuß. Muster). Sexta-Oberprima. 
Staatl. Obersekundareife und Abitur an der Anstalt. 
Energ. Erziehung zu Fleiß, Pflichtgefühl, Höflichkeit, 
Achtung vor et 5 ee 
Arbeitsst. unt. Aufsicht. rnen, Wand. Rasen-, 
Wintersp., Gartenarb. Kl, Klassen. Indiv. Behandlg. Technikum Jimenau,i, 


Dir. P. Vassel, Ingenieurschule f. Maschinenbau u. Elektrotechn, 
Wissenschaftl. Betriebsführg. Werkmeisterabtlg, 


Ballenstedt Harz 
Städtisches Wolterstorff-yninasium mit Realschule 


Alumnat für Schüler sämtlicher Klassen, 
Auskunft durch den Direktor, 


Prospekt durch die Direktion 
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Sprungdeckeluhren 


l4karätig goldverstärkt, beste 
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„Wer hat Dir diese Dauerwellen gemacht?“ - „Kein Frisör 
Du wirst staunen! Ich onduliere mich jetzt nur noch mit 
dem fabelhaft. automatisch. Haarwell-Apparat „EI ma“, 
der die prachtvollsten Haarwellen selbsttätig formt.“ 


Zehntausende kluge Frauen benutzen zur vollen Zutrie- 
denheit den technisch einzigartigen Apparat, der tiefe 
und moderne Wasserwellen ohne jedes andere Hilfs- 
mittel — auch ohne Lockenwasser — ondullert. 

Eine einmalige kleine Ausgabe spart Zeit und Geld für den 
Frisör; „Elma“ onduliert, ohne jede Beschäftigung zu 
stören, jedes Haar und alle gewünscht. Wellen gleichzeitig 
und harmonisch. Kinderleichte Anwendung ! Ein einfacher 
Fingerdruck setzt „„Elma‘-Komplett, der haubenförmig 
das ganze Kopfhaar erfaßt, 
inTätigkeit. Sofort bewegen 
sich alle Kammstreifen ganz 
allein nach vorn und hinten, 
formen selbsttät. d.schönst., 
natürl. ausseh. Haarwellen. 
So arbeitet „Elma“: 

und ist gleichzeitig 
Haarwell- und 
Frisier-Apparat! 
6 Nachbestellungen 
aufeineLieferungti! 
Frau V. in F. schreibt: ‚Noch 
kein Frisör hat mich so rest - 
los zufriedengestellt, wie dieses kleine und preiswerte 
Hilfsmittel.“ — Landgerichtsrat P. in K. schreibt: „Meine 
Frau erklärt, mit dem Apparat zufrieden zu sein.““ 
Die notarielle Bonany über andere begeisterte 
Anerkennungen und Nachbestellungen lag der 
Anzeigenverwaltung dieser Zeitschrift vor. 

„Elma“ - Komplett: Nr. 1 für zurückgekämmtes Haar, 
Nr. 2 für Rechts- oder Links- oder Mittelscheitel, 
Modell A m. Alumin.-Kammstreif. 4.95 ar Vand acie 


Deutsche Beamten - Zentralbank 
Aktiengesellschaft 
Berlin SW 68 
Schützenstraße 63 


Merkur 
Darlehen 


1403—08 
zu günstigen 
Bedingungen 


inlagen 
voll und unwiderruflich 


garantiert 
durch die 


Deutsche Bank 


und 


Disconto-Gesellschaft 


Modell B m. Zelluloid-Kammstreif. 5.95 M. und Nach- 
„Elma“-Klein f. Herren- od. Teilfris. 3.- M.] nahmesp. 
Umsonst erhält jede Dame dazu die Schrift: 


Schöne dauerhafte Haarwallan durch Selbstondulation auf kalt. Wage 
Dr. Rüther Kosmetik =- Dienst 
BerlinW&ö/H Kronenstraße 66. 
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Der Heimatdienft 


8S TAGE ZUR ANSICHT! J 
O L G E M A LD E ENTFETTUNG! 


— e bs tꝗ aus. Gratisprobe für 10 Tage, die Ihnen 
Wir liefern Ihnen von 5. NI. an gute Ölgemälde bis gs Pfd. Abnahme Dongen kann, ohne 
namhafter Künstler. Verlangen Sie photog. Abb. Nr. 110 jede Verpflichtung oder Berechnung durch 
oder besichtigen Sie unverbindlich unsere Ausstellung. | Dr. Janssen, Aht. 97A, Charlottenburg, Wallstr. 11. Unterbetten, Plumeaus 
Für Beamte Zahlungserleichterung ohne Preisaufschlag und Kissen, Bettfedern 


DER KUNSTKREIS G. m. b. H. F 
1 Verkautsstelle d. DEUTSCHEN MALER- GILDE E.V. | Stragu fateppidie . 


liefern wir seit 1884 dir. ab unserer Fabrik 


Oberbetten, 


= Läufer und Stückware, billig. 10% Beamtenrabatt, streng vertraulich ohne Anzahlung gegen 
BERLIN C25 franko Lieferung ohne Anzahlung, monatlich RM 10.— 9 Monate Ziel und monatliche Raten. 
Kurze Straße 17 (hinter dem . 5 auf Wunsch auch 5 franko auf 
Tel.: Kupfergr. 4048, Geschz. 9—6, Sonnab. 9—5. age Anoleumgroßhand- 
Versand nach allen Plätzen Deutschlands zur Wahl. Ott 0 8 ac h au lung, Elmshorn 289. 


Erste Rate 1 Monat nach Lieferung. 


Jedes Bett wird für jeden Kunden nach ge- 
troffener Wahl besonders angefertigt. 


; Jetzt ist der Moselwein billig Lt. amti motarleler Bestätigung: ge 
j| ersuchen Sie . Über nden in mehr als 
| Ko 75 ko on Möbel-Kamerling 
N, Kastanienallee 56 
S ar J 2 29er Clüssenrather Königs- 2. Mal und öfter nachbestellt. 
Riesenauswahl, Zahlungs-“ berg 0.95 3 3. Viele Kunden schreiben, daB 
„27er Dhroner Roterd 1.70 zu kaufen sind. 
„21er Piesporter Pichter 


IIITTLLTLLTLTLTLTTLLLLTTLTLTTLTLTLL LTW Mila der wertige Ware 
führen wir nieht. 
eine 15er, 30er od.50erKiste 10000 Orten. 
„29er Mesenicher 0.85 2. Über 100000 Kunden haben zum 
erleichterung 6% „28er Schwarze Katz 1.20 solch gute Betten am eigenen 
au ur „27 er KinheimerEulenlay1.40 Platze zu gleichen Preisen nicht 
0 
ti 1.95 - 
Hel Brieimarkensammler | suon t, 2. rowem | Gebr. Passmann A.-G. 


ii 4 verlangt sof. Pro- |1-—, Tischwein 0.75. Glas 8 i 6 
| DAS »CHRONOS--RATENSYSTEM f benummer eurer |leihweise oder 0.20 p. Fl. Köln 149, Trierer Straße 13 
| ERMÖGLICHT JEDEM DIE ANSCHAFFUNG! fi größten Fach- aof. bestellen u. Preisliste Größtes Spezialgesehäft Deutschlands, 

| i + fi schrift mit wert- | verlangen. Laufende An- Verlangen Sie kostenlos Muster und Preisliste, 


Voll. Mitteilungen | erkennungen. Teilzahlung! auch Sie werden bestimmt unser Kunde. 

SCHWEIZER UHREN! „Die Post“ Berlin N 616 Weinkellerei Schmitgen, 

TASCHEN- UND ARMBANDUHREN Friedrichstraße 131 d Berncastel 60 (Mosel). 

DAMEN-UHREN ++ STIL-UHREN 

STAND-UHREN+SCHMUCK+RINGE 
JUWELEN+REITEN 
BRILLANTEN+BESTECKE 


Rn Kronen-Lampen 


Billige Preise - Teilzahlung - Direkt aus Fabrik 
in 2-3 Monaten korrekt nach 
Gustav Baum & Co. Fe ee 


A ba 5 H Erlernung.Alles überragende 
Berlin SO; Köpenicker Str. 75. Erfindung eines blinden Mu- 
sikers. Prospekt Nr. E 8 
sofort kostenlos durchVerlag 
E. Bader, Lörrach-Baden. 


Selbst 
Greise 
lernen 
Klavierspielen 


Von der Überseeplantage direkt nach dem Bremer Freihafen ... 
von dort direkt in die Berliner Großrösterei unseres Hauses 
und aus der Großrösterei direkt zu Ihnen ! 


Nur so können Sie die Kaffeezollerhöhung sparen! 
Decken Sie bei uns Ihren Bedarf an 


Kaffee 


Sorte 0 Hausmischung, wirklich gut und ergiebig .. Pfd. 2,60 RM 


Sie werden als unser Versicherter vollkommen als 


m 7 Sorte 1 Campinas-Mischung, sehr wohlschmeckende 
Zusammenstellung. „„ 2,90 „ 
n Sorte 2 Guatemala-Mischung, hochfein, ergiebig... „ 3,15 „ 

Sorte 3 Java-Spezial-Mischung, hochfeiner Plan- 

tagen-Kaffee, wunderbare Schwere, hervor- 
ragender Geschmack „ 

beh andelt Sorte 4 Imperator Mischun 

= nur Hochgewächse „....... „ 3,80 „ 


ab 5 Pfund: Lieferung f 


Kakao 


„von Daak‘“, Kakao Sorte I.. 
„von Dask", Kakao Sorte II. 


Wir liefern in Packungen von 


Tee 


direkt aus dem Import genommen! 


Nr. 1 Ostfriesische Mischung. 
Nr. 2 Java-Orange-Pecco .. 
Nr.3 Ceylon-Orange-Pecco . 
Nr. 4 Darjeeling - Orange - Peco 
Nr. 5 Darjeeling Hochge wachse 


In Packungen von ½, 


Ein Krankenschein ist nicht erforderlich. 


Vereinigte Hrankenbersscherungs⸗ 
Akt-Ges., Berlin 


Aktienkapital 5 Millionen RM. 
Reserven über 5 Millionen RM. 


} 
An das 

Spezial-Büro für die Beamtenverbände 

Otto Mack, Berlin O 17, Am Ostbahnhof 12. 


Ich bitte um unverbindliche Zusendung Ihres 
Prospektes bezw. unverbindlich bei mir vorzusprechen. 


„.Pfd.140RM 
„ 1680 „ 


4 und I Pfund. 


Ein Versuch 


HANSEATISCHES IMPORTHAUS 
VON DAAK & CO. G. M. B. H. 


KAFFEEIMPORT / GROSSROSTEREI 


BERLIN-WILMERSDORF 
Brandenburgische Str.21 èe J2, Oliva 6100/01 


überzeugt! 


Name: 
Adresse 
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